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Mietwohnungsumbau.
Von Dipl.-Ing. Gerhard Schroeder.

^ie Zeit, in der jeder, der es wünscht, ein Eigen- 
heim mit Garten besitzt, scheint — leider — 

Noch immer nicht angebrochen zu sein.
Wir befinden uns noch immer im llbergangs- 

Üadium, wo Wohl der Gedanke des Siedlungs- 
chesens sich siegreich Bahn bricht, wo aber die prak­
tische Durchführung mit dem nicht Schritt hält, 
Und wo hierfür infolge fehlender Mittel, un­
günstiger Konjunktur der tragenden Wirtschaft, in­
folge mangelnden Verständnisses, ja nur zu oft in­
folge bösen Willens größere Planungen nur zum 
Teil durchgeführt werden.

Und nur zu häufig kommt bei den wirklich 
burchgeführten Siedlungshäusern der Gedanke der 
„Wohnungsreform" zu kurz, da man — zufrieden 
uüt dem nach den vielen Kämpfen und Mühen 
Erreichten — sich damit begnügt, wenigstens die 
äußere Schale, den Hauskörper, geschaffen zu haben, 
in der der neue Siedler nun schlecht und recht sein 
„Neues" Leben beginnt.

Der Vorschlag, dem „neuen" Hauskörper auch 
lUn „neues" Innere zu geben, dadurch, daß man 
onrch zweckmäßigen Einbau oder durch schouende 
Anpassung von bauseitig gelieferten Möbeln den 
Grundgedanken des „neuen" Grundrisses restlos 
Zur Durchführung und Veranschaulichung bringt, 
foird häufig genug durch „äußere" Widerstände zu 
Äls gebracht, und es bleibt in den meisten Fällen 
übrig — ein leeres Gehäuse, das zwar grundsätz- 
"che Fehler in der Anordnung der Räume, Flure 
ssud Treppen vermeidet, das aber dennoch der Er- 
lullung mit j e >t e m Geiste ermangelt, der das 
„siedeln" zu einem wirklichen Fortschritt macht.

Ties ist eine logische Folge der Tatsache, daß „der 
Siedler" selbst noch nicht mitgeht, daß für ihn selbst 

siedeln nichts weiter bedeutet, als eine neue 
Wohnung zugewiesen erhalten —, eine neue und 
^glichst große Wohnnng, in der er seine alten 

wbel wieder aufstellen kann, und hie möglichst 
suchts von jenen unangenehmen Neuerungen ent- 
W"- wie Wohnküche, Spülstein oder Spültisch, 
'Ugebaute Schränke und dergl. Verlangen doch 

alle diese Neuerungen auch ein Eingehen auf ihre 
möglichst praktische Benutzung und vielleicht sogar 
Umstellung und Umgewöhnung der gewohnten 
Hantierungen im Haushalt.

Oder mit anderen Worten: der Siedlungsfach­
mann wünscht sich einen Siedler, der geistig mit- 
schafft an dem, was ja ihm selbst einen neuen 
Lebensinhalt, eine neue Lebensform geben soll. 
Er wünscht sich einen Siedler, der weiter arbeitet, 
wenn er das fertige Typenhaus, die Typenwoh­
nung bezieht, der einsieht, daß der echte Unterschied 
der Persönlichkeit nicht daran erkannt wird, daß 
nun ein jeder, der einer 2- oder 3-Zimmerwohnung 
bedarf, ein von anderen sich unterscheidendes Haus 
besitzt oder in einem äußerlich besonders geformten 
Haus seine Geschoßwohnung innehat, sondern 
d a r.a n, wie er seine 2 oder 3 Zimmer, deren 
Anordnung nun einmal nicht viele Variationen 
zuläßt, im Inneren gestaltet und benutzt.

Warum sollte man sich z. B. nicht von dem viel­
fach unnötigen Ballast der eigenen Möbel zn be­
freien suchen, soweit das angängig ist? In hollän­
dischen Kleinwohnungsgrundrisscn wird heute schon 
häufig das eingebaute Bett beim Bau vorgesehen, 
weil die Ausnutzung der Schlafkammern eine ver­
schiedenartige Gestaltung oder Aufstellung der Betten 
eben nicht gestattet.

Man wende nicht ein, daß das „Umziehen" die 
eigenen Möbel schon aus hygienischen Gründen 
(Ungeziefer usw.) erforderlich mache. Es ist Wohl 
selbstverständlich, daß man als erste Eigenschaft des 
„modernen" Siedlers peinliche Sauberkeit voraus­
setzen muß. Und weiter: das Umziehen ist eine 
Krankheit der Großstadt. Soweit es nicht aus be­
ruflichen Gründen nötig ist, ist es die Dokumen- 
tierung großstädtischer Heimatlosigkeit und wird ge­
rade vom Siedler, wie wir uns ihn wünschen, nur 
in den unumgänglich nötigen Fällen angewandt 
werden.

Ich meine: Der Gedanke der zwcck- 
mäßigen Gestaltung der Wohnung 
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muß einer der Grundgedanken des 
S i e d e l n s b l e i be n. Nur dies wird uns über 
die vielen Hemmungen der Praxis hinweghelfen. 
Und wir sollen ihn verfolgen, wo wir immer 
können, und ihn auch dann nicht aufgeben, wenn 
die Verhältnisse ein 
wirkliches restloses 
und radikales Ver­
bessern— die Woh­
nungsreform — 
nicht gleich gestatten.

Auch die Miet­
wohnung erlaubt 
es, zu verbessern.

Im folgenden ist 
an einem Mietwoh­
nungsumbau ge­
zeigt, wie auch auf 
dem beschränktesten 
Raum, selbst wenn 
die äußere Schale 
der Wohnung ge­
geben ist, die not­
wendigsten Wirt- 
schastsnebenräume 
geschaffen werden 
können!

Vorhanden wa­
ren 3 Zimmer mit 
Flur und besonde­
rem Eingang als 
Teil einer größeren 
Wohnung. Hieraus 
sollte eine selb­
ständige Wohnung 
mit Küche, Bad, 
Kammer usw. ge­

schaffen werden.
Der Grundriß Ab­
bildung 2 zeigt die 
Gesamtanordnung, 
die neuen Wände 
sind dunkel an­
gelegt, während 

Abb. 9. Grundriß zum Mietwohnungsumbau.
I. „Kalte Küche", zugleich Anrichtetisch, 2. Spültisch, 8. Gasherd, 
4. Kachelofen, 5. Kleiderspind,' 6. Besenschrank, 7. Bett. 8. Kleider­
schrank, 9. Kachelofen, 10. Kleiderschrank, 11. Kommode, 12. Anrichte, 
18. niedriger, runder Tisch, 14 Eßtisch, 15. Glasschrank, 16. Sitz­

bank, 17. angebauter Schränk für Werkzeug, Schlüssel usw

die vorhandenen nur schraffiert sind. Die neuen 
Wände sind teils von Backstein, teils von Gips,

im ganzen folgendeteils von Holz. Es werden 
Räume 

1 
1

l
1 
1
l

geschaffen: 
Flur................ . . . von 3,7
Bad................ ...» 2,6
Küche............. ... „ 8,6
Schlafkammer ... „ 4,3
Kleiderkammer ... „ 3,4
Schlafzimmer. . . . „ 14,5
Wohnzimmer . ............. 24,0

g m

61,1 gin. 
Es wurde versucht, soweit als möglich, ein­

gebaute" Möbel zu verwenden. In der Küche und

in der Schlafkammer war dies schon durch den 
Platzmangel geboten. Die Küche enthält nur das 
Notwendigste, was in dem Raum untergebracht 
werden konnte und zwar: eine kalte Küche mit 
Anrichte-Tischplatte, Spültisch und Gasherd. Das 

Kochgeschirr >st 
in Wandschränk­
chen, die an der
Flurwand hängen, 
untergebracht. Die 
Schlafkammer bie­
tet nur Raum für 
ein Bett. Zwischen 
ihr und Küche ist 
eine Schrankwand 
angeordnet. Diese 
enthält: einen Be­
senschrank (von der 
Küche aus zugäng­
lich), ein Kleider­

spind (von der
Schlaskammer aus 
zugänglich), ein 
Häugespindsvonder 
Küche aus zugäng­
lich). Abb. 1 zeigt 
die kalte Küche, den 
geöffneten Besen­
schrank, das Hän­
gespind und den 
Blick in die Schlaf­
kammer. Die Auf­
nahme ist bei künst- 
lichemLicht gemacht! 
um den Raum deut­
lich zu zeigen.

Die SchlafkaM- 
merist, obwohl nach 
Norden zu gelegen, 
infolge des große» 
Fensters sehr heb 
und freundlich. Das 
Kleiderspind bietet 
genügend Raum.

Die Kleiderkammer sollte einmal dazu dienen, 
die Küchendünste vom Schlafzimmer abzu 
halten, andererseits dazu, Kleider, Schuhe, auch 
Stehleiter und Plättbrett aufzunehmen. Belich­
tung erhält sie durch Scheiben nach der Küche zu- 

DieMöbel des Schlaf- und Wohnzimmers konnten 
naturgemäß nicht ein- oder angebaut werden, su' 
wurden jedoch wenigstens in ihrer äußeren Form 
dem vorhandenen Raume angepaßt. So mußten 
die Betten und der Kleiderschrank hintereinander 
anfgestellt werden, der schmalen Form des Schlaf­
zimmers folgend. Ebenso ergab sich auf der aw 
deren Seite die Aufstellung von Stühlen nw 
Kommode, wie der Grundriß zeigt. Abb. 3 gibt 
den Blick nach dem Fenster zu.
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Abb. 3.
Schlafzimmer, Blick gegen das Fenster (Süden).

Abb. 4.
Wohnzimmer, Blick gegen Anrichte und Fensterecke.
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Auch im Wohnzimmer sind nur die notwen­
digsten Möbel aufgestellt. Abb. 4 zeigt den Blick 
in die Fensterecke.

Die Farbgebung der Wände und Möbel sucht die 
Einheitlichkeit zu fördern: In der Küche ist sämt­
liches Holzwerk zinnoberrot, Wände und Decke 
weiß, in der Schlafkammer das Holzwerk coelin- 
blau, Wände und Decke weiß; im Schlafzimmer ist 
die Fenster-Wand und die Betten-Wand blau, die 
beiden anderen Wände urtd die Decke hellgelb 
(neapel), die Möbel hellgelb (neapel); im Wohn­
zimmer sind Wände und Decke lasierend in hell­
gelbe, hellrote, hellgraue und -braune Flächen 
aufgeteilt, die Möbel korallenrot.

Das Resultat der Bemühungen mag der Un­
befangene beurteilen. Wohl stehen Bedenken da­
gegen, in einer Mietwohnung von feiten des 
Mieters Geld zur Schaffuug fest eingebauter Teile 
oder Möbel zu investieren. Bei den nötigen ver­
traglichen Sicherungen gegenüber dem Vermieter 
ist es jedoch einerseits unbedenklich, andererseits 
soll das Beispiel nur zeigen, wie derartige Auf­
gaben gelöst werden könnten, und wie es nicht 
unmöglich ist, ein an sich leeres „Gehäuse" zu 
einer Wohnung zu macheu, in der wenigstens 
die bescheidensten reformatorischen Ansprüche be­
friedigt werden.

Seitrag zur Lösung -er Rückeneinrichtungssrage.
Von Architekt Ulrich

-^ie Küche mit ihren Arbeitsleistungen bildet den 
" Mittelpunkt der täglich arbeitenden Fabrik, die 
wir Haushalt nennen.

Ein reibungslos und praktisch verlaufender 
Arbeitsvorgang spart sowohl Arbeite als auch 
Nervenkräfte der Hausfrau.

Es kann kein Zweifel bestehen, daß für die Küche 
in erster Linie eine richtige Anordnung und Ge­
staltung des Grundrisses von ausschlaggebender Be­
deutung ist, und daß die ideale und zugleich raum­
sparende Lösung die Küche mit eingebauten Schrän­
ken ist.

Bis zur Verwirklichung dieses Ideals ist jedoch 
noch ein weiter Weg, und heute muß sich die Mehr­
heit der Menschen damit abfinden — sei es im 
Eigenhauch Siedluugs- oder Mietshaus —, einen 
mehr oder weniger ungünstigen Raum als Küche 
zu benutzen.

Von ausschlaggebender Bedeutung ist nun die

Roediger, Breslau.

richtige Ausnütznng des Raumes, au dem uichts 
mehr zu änderu ist. Diese wird nur durch Be­
nutzung von Küchenmöbeln erreicht, die sich — nach 
praktisch erprobten Einhcitsmaßeu hergestellt — be­
liebig zusammenstellen lassen.

Da das auf dem Markt Angebotene diese For­
derungen nicht erfüllt, fertigen die Deutschen Haus­
ratwerkstätten G. m. b. H., Breslau, Bischofstr. 13, 
nach meinem Entwurf eiue ueue Kücheneinrichtuug 
„Hausrat" an, deren Art, Verwendung und Vor­
züge im folgenden geschildert werden.

Der Grundbestandteil ist der 130 ein breite 
Küchenschrank (Bild 6), dessen Tischplatte, durch 
Auszugplattc vergrößert, bei Ranmbeschränkung 
auch den Arbeitstisch bildet. Im übrigen besteht 
die ganze Kücheneinrichtung außer Stuhl und 
Schemel nur aus angcfügten Einheitsschränken, 
deren Zahl durch die Größe des Haushalts be­
stimmt wird.

Abb. 5.
Beispiel von schlechten Küchengrundrissen der üblichen Art, eingerichtet mit der Küchen­

einrichtung „Hausrat".
Anrichteschrank, 8) Gebrauchs- und Vorratsschrank, L) Putzschrank, O) Topfschrank. 

1. Herd, 2. Gasherd, 2. Ausguß, 4. Speisekammer, S. Hocker. 6. Stuhl.
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Abb. 6. küchen^chrank 130 cm breit, 60 resp. 33 cm tief, 87 resp. 2o5 cm hoch, das geräumige 
Unterteil für sämtliche kochtopse und Wannen mit großer Auszugsplatte. 2 einaeteiltc Schübc 
für Messer, Gavel, Löffel, Quirle usw. Qberteil mit Glastüren für Geschirr und Gläser mit 

Ergänzungsschränken b und^L.

v v 6 L
Abb. 7. Borratsschrank 6, 65 cm breit, 40 cm tief 205 cm hoch mit Einlegeböden und 12 Schöben für kolonial­
waren (beibeS verstellbar). Puyschrank O, 65 cm breit, 40 cm tief, 205 cm hoch mit 4 Schüben für sämtliches 
Putzzeug, einem Fach für Plättbrett, sowie Raum für sämtliches Reinigungsgerät, Eimer, Staubsauger usw. 
Ergänzungsschrank v, ^5 cm brei', 40 cm ties, 2'5 cm hoch mit 6 verstell, aren Böden für verschiedene Zwecke. 

In den obigen Bildern l) als Topfschrank und Küchenwäscheschrank eingerichtet.
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Diese nur 65 ein breiten Schränke ermöglichen 
in allen Fällen eine praktische Aufstellung und gute 
Raumausnützung.

Die ständig verstaubten Topfbörde, Quirl­
bretter, Tellerrahmen usw. gibt es hier nicht mehr. 
Durch die Berstellbarkeit der einzelnen Böden wie 
auch der Schubkasteneiusätze ist eine Anordnung 
nach den verschiedensten Wünschen und nach Not­
wendigkeit gewährleistet, ebenso ermöglichen die 
durchsichtigen Türen eine leichte Überwachung in 
bezug auf Ordnung und Sauberkeit. Die Ab­
bildungen der offenen Schränke zeigen, wie hand­
lich und übersichtlich alle Gebranchsgegenstände 
untergebracht werden können.

Am wichtigsten dürften die in Bild 7 mit L und 
0 bezeichneten Schränke sein. Der Schränk L ent­

hält Borräte und Küchengeräte, der Putzschrauk 0 
außer einem in besonderem Fach untergebrachten 
Plättbrett, nur Putz- und Reiuigungsgeräte. Das 
Bild zeigt, daß selbst der Staubsauger seinen Platz 
findet.

Ein größerer Haushalt wird sich noch eine» oder 
mehrere Schränke I) (sei es als besonderen Topf- 
schrank oder als Wäscheschrank) aufstellen (siehe 
Bild 5).

Zur weiteren Erläuterung der Vorteile mögen 
noch einige Grundrisse (Bild 5) von besonders 
kleinen und ungünstigen Mietshaus - Küchen- 
räumen dienen, die mit der Kücheneinrichtung 
„Hausrat" eingerichtet wurden, und welche die 
Möglichkeiten der praktischen Raumausnützung 
zeigen.

Die tVohnungsreform in Gefahr.
Von Oskar

^ie seit einer Generation in Deutschland stark 
einsetzende Bewegung einer Woh­

nungsreform, also jene Propaganda, die 
eine sinnvolle Auflockerung der überfüllten Groß­
städte, die Schaffung preiswerter und gesunder 
Wohnungen für die minderbemittelten Schichten, 
insbesondere die Schaffung von Gartenheimstätten 
bezweckt, ist unverkennbar in Gefahr; auch 
bei dieser sozialpolitischen Forderung ist so­
mit der Rückschritt auf dem Vormärsche. 
„Wohnungsbau ist bei unserer Kapitalarmut 
Unfug" oder „Wohnungsbau ist unproduktiv 
und bindet Kapital" und „Wir haben keinen Man­
gel, sondern Überfluß au Wohnungen", so oder 
ähnlich lauten die Schlagwörter, die man lesen 
kann. Jene Kreise ersehen in der Kapitalanlage 
für den Wohnungsban geringe Gewinnmöglichi- 
keiten. Diese konstruieren aus Ziffern der Bevöl­
kerungsabnahme in einigen Städten, daß man in 
Deutschland zu breit wohne und möchten so schnell 
als möglich alle sozialen Mieterschutzbestimmungen 
abgebaut wissen; sie übersehen, daß es nicht auf die 
Zahl der Bevölkerung, sondern auf die Anzahl der 
Haushaltungen ankommt. „Das vielstöckige Miet- 
haus nnd die Mietwohnung im Enghochbau ist für 
die Stadtbevölkerung nicht nur die beste, sondern 
auch die billigste Wohnform", so sagt wieder 
der an einem Steigen der Bodenpreise interessierte 
Terrainhandel. Das Büro- oder Geschäftshaus in 
der Großstadt, der Fabrik- oder Lagerhausbau, für 
die der vielstöckige Enghochbau mit Rücksicht auf 
Verkehrslage und im Hinblick rationeller Arbeits­
weise nötigenfalls eine geeignete Bauweise dar-

Böhme*).

*) Aus: „Der Kaufmann in Wirtschaft und Recht", 
Heft 6, Iahrg. 5.

stellt, kommen bei unseren Betrachtungen außer 
Betracht.

Nicht nur diese am sozialpolitischen Rückschritt 
finanziell interessierten Kreise hemmen die Fort­
setzung der so hoffnungsvoll begonnenen Woh­
nungsreform, sondern auch maßgebende amtliche 
Stellen der Kommunal- und Staatsverwaltung 
suchen mit unverkennbaren: Wohlwollen zu be­
weisen, daß die erstrebenswerte Wohnungsreform 
für Deutschland gegenwärtig, so gern man auch 
möchte, nicht durchzuführen sei. Die Gründe, die 
zu dieser amtlichen Verwässerung der Wohnungs­
reform führen, sind recht mannigfaltiger Natur. 
Aus manchen Warnungen spricht Wohl ein nicht 
mißzuverstehendes Wohlwollen solcher Stellen, die 
sich durch Schlagwörter vorerwähnter Art haben 
irreführen lassen, andere Stellen, die sehr Wohl 
wissen, daß eine Wohnungsreform nicht nur not­
wendig, sondern auch bei tatkräftigem Eingreifen 
durchzuführen möglich ist, möchten es mit gewissen 
einflußreichen Kreisen in den Selbstverwaltungen 
der Städte und Länder nicht verderben. Schließlich 
hat die jahrzehntelange Erfahrung gelehrt, daß 
man auf solche wohlwollenden Äußerungen amt­
licher Stellen nicht allzu großen Wert legen darf, 
denn wir dürfen nie und nimmer vergessen, daß 
auch in der wohlhabenden Vorkriegszeit der Woh­
nungsbau von amtlichen Stellen baupolizeilich und 
auch in bezug auf Wohnungshygiene beaufsichtigt 
wurde. Trotzdem war es möglich, daß schon vor 
dem Kriege in Groß-Berlin 600 000 Menschen in 
Wohnungen, in denen jedes Zimmer mit 5 und 
mehr Personen besetzt ist, hausten, nnd daß beson­
ders in den deutschen Großstädten die bekannten 
kulturwidrigen Wohnungszustände für die minder­
bemittelten Schichten herrschten.
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Es sind leider in der Nachkriegszeit auch recht 
abschreckende Beispiele van Klcinhaussiedlungen 
entstanden, bedanerliche Ausnahinen, die zn gern 
in der Propaganda gegen eine Wohnungsrefvrm 
verallgemeinert werden. In der Neuzeit hat es 
eben an der zur Eigeuheimsiedlung notwendigen 
Erfahrung gefehlt, und außerdem waren in den 
ersten Jahren nach dem Kriege Geld- nnd Ma­
terialmangel schuld daran, daß hier und da minder- 
tvertige Bauausführungen entstanden.

Oft hört man aber den für den ersten Augen­
blick etwas bestechenden Einwand, daß wir bei un­
seren darniederliegenden Wirtschaftsverhältnifsen 
und bei unserer Kapitalknapphcit die an nnd für 
sich sicher wünschenswerte Wohnnngsreform in der 
Gegenwart nicht durchsühren können, diese Arbeit 
könnte man wohl später einer wohlhabenderen Ge­
neration überlassen. Der Kleinhansban mit Gar­
ten sei eben für die gegenwärtige Zeit zu teuer 
Und man müsse heute die Neuschaffung des be­
nötigten Wohnranmes fo billig wie möglich be­
sorgen, selbst wenn dieses anf Kosten der erstre­
benswerten idealen Wohnungsform gehe. Tiefer 
Einwand ist so verbreitet und beachtlich, daß man 
an ihm nicht ohne weiteres vorübergehen kann. 
Nun ist besonders in den letzten Jahren immer 
wieder durch die Praxis bewiesen worden, daß die 
seinen Bankosten einer etwa gleichartigen Woh- 
Uung in einen: Massenmiethochhausban nicht 
billiger zn stehen kommen als in einem Flachban, 
besonders dann nicht, wenn das Kleinhaus in 
typisierter Ausführung und in rationeller Weise, 
bewissermaßen serienweise, in Reihenhäusern nnd 
w geschlossenen Siedlungen in größerer Anzahl 
aufgeführt wird. An dem Flachbau kann man 
naturgemäß weit mehr Ersparnisse infolge der ge­
ringeren statischen Belastung dnrch einfachere Kon­
struktionen und Ersatzbaustoffe erzielen. Sehr 
vcrtenernd wirkt die Beschaffung des Baulandes, 
weil ein Flachbau mit Garten natürlich mehr Land 
beansprucht, als die Wvhnuug iu eiucm Enghoch­
bau. Die wohlwollende Empfehlung, im Hinblick 
?uf unsere wirtschaftliche Not nnd eine nicht zu vcr- 
Uehende Rücksichtnahme auf die wenigen Terrain- 
besitzer, unseren Wohnungsbedarf so billig als 
Möglich, wenn auch in schlechterer Qualität, zu 
"ecken, mag vielleicht für die Bedarfsdeckung irgcud- 
^Ues anderen Gebranchsgcgenstandes, etwa für die 
Kleidung, in einer Notzeit etwas für sich haben, 
^er nicht genng Mittel vorhanden hat, um ein 
Notwendiges Kleidnngsstück in guter Qualität uud 
Ausführung zu einem angemessenen Preise zn 
Mfen, der mag einmal in der Notzeit auch mit der 

ststigsten nnd minderwertigeren Ausführung zu- 
i öden sein, denn er kann vielleicht hoffen, daß er 
Z einem oder in zwei Jahren mehr Geld znr Be- 
Evaffnng besserer Stücke zur Verfügung hat. B e i 
. f ch He r st e l l n ng de r W o h n n n gen, 

'es es wichtigen Lebeusbedarfes, 

wird jedoch eine solche Sparsamkeit 
zur Verschwenderin. Beeinflußt doch die 
Wohnung unsere Lebenshaltung, unsere Kultur, 
unsere Gesundheit, unsere Arbeitsfähigkeit auf viele 
Jahrzehnte. Das Wohnhaus ist eben kein Gegen­
stand, der nur einem vorübergehenden Bedarf 
dient, sondern welcher die Lebensdauer von vielen 
Generationen, im Durchschnitt etwa hundert 
Jahre, haben wird. Gerade die Kurzsichtigkeit der 
Kommunalpolitiker ließ vor zwei Generationen den 
Mictkasernenban, diesen menschenmordenden Eng­
hochbau, zu, auch mit Rücksicht auf die damalige 
angebliche Geld- und Bodenknappheit. Das Re­
sultat dieser kurzsichtigen Kommunal- nnd Sozial­
politik liegt ja heute so offen zutage, daß man 
daraus eigentlich gelernt haben sollte.

In seinem Referat über das Wohnnngs- und 
Siedlungswesen gelegentlich des 11. Gewerkschafts­
kongresses der christl. Gewerkschaften in Dortmund 
äußerte sicb der für die WohnungsPolitik Preußens 
zuständige Wohlfahrtsminister Hirtsiefer: „Die 
Frage der Hausform kann von uns nur dahin be­
antwortet werden, daß in möglichst großem Um­
fange das Kleinhaus, die Idealform für den Klein­
wohnungsbau, gefordert werden muß, das in jeder 
Beziehung dem Mehrfamilienhaus weit überlegen 
bleibt. Und ich ftehe nicht an, mich mit allem 
Nachdruck auch für die Zukunft für die weiträumige 
Bebauung im Flachbau einzusetzen und das Mict- 
haus im wesentlichen nur noch zur Ausfüllung der 
Banlücken in den Städten zuzulassen."

Gerade der preußische Wohlsahrtsmiuistcr hat, 
soweit die reichsgesetzlichen Maßnahmen es er­
laubten, Vorbildliches für die Beschaffung billigen 
Baulandes für den Wohnungsbau angeordnet. 
Wir erinnern nur au den Erlaß vom 12. September 
1924 an die Reg.-Präsidenten, der Hinweis für die 
Schaffung von Heimstättengebieten, also von ge­
schlossenen Gebietsteilen zur Herstellung von Wohn­
heimstätten und Heimstättengärten gibt. Die Ver­
ordnung zur Hebung der dringendsten Wohnungs­
not gibt den Bezirkswohnungskommissaren in 
Preußen, und so ähnlich liegt es auch in den an­
deren deutschen Ländern, die Vollmacht, geeignetes 
Sicdlungsland zu angemessenen Preisen zu be­
schaffen. Auch die Bestimmung des Reichsheim- 
stättengesetzes, ferner die Verordnungen über das 
Erbbaurecht vom Januar 1919 geben den Stadt­
verwaltungen einige zumeist leider unbenutzte 
Möglichkeiten zur Schaffung billigen Baulandes. 
Es ist aber nötig, die verschiedenen gesetzlichen Be­
stimmungen und Verordnungen und . noch weiter 
hinausgehende schärfere Maßnahmen zur Beschaf­
fung billigen Baulandes dnrch ein Reichsrahmen- 
gesetz, als das> das sogen. Bvdenreformgesetz, von 
dem hier noch zu spreche« sein wird, anzusehen ist, 
zusammenzu fassen.

Einige Faktoren, die in Deutschland den Woh­
nungsban vertenern, treffen sowohl für den Eng­
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hochbau wie für den Flachbau zu. Wenn nämlich 
heute für erste Hypotheken 10 v. H. Zinsen gezahlt 
werden und die bis zur Vollendung eines Baues 
notwendigen Zwischenkredite noch höhere Zinsen 
beanspruchen, so ist es klar, daß der Hausbau und 
die Mieten trotz der so billigen zweiten Hypothek 
aus der Hausziussteuer nicht billig sein können. 
Die wiederholt gegeißelte Drosselung der Produk­
tion der Zement-, Kalk-, Ziegel- und sonstigen 
Baustoffindustrie, sowie die Hochhaltung der Preise 
für Baustoffe machen den Wohnungsbau, ganz gleich 
ob Hoch- oder Flachbau, nicht billiger. Diese An­
deutungen mögen zeigen, daß auch für die Zukunft 
die staatliche finanzielle Erleichterung aus der durch 
die Inflation hervorgernfenen Gebäudeentschul- 
dnng in Form der Hauszinssteuer-Hypotheken nicht 
zu entbehren ist. Verteuernd besonders für den 
Flachbau wirken ferner manche Stadtverwaltungen, 
die Straßenbaukosten und Anliegerbeiträge in 
einer oft untragbaren Höhe Verlangen. So bean­
spruchte beispielsweise der Magistrat Berlin für 
eine Kriegsbeschädigten-Siedlung in einem weit 
abgelegenen Vorort für das laufende Meter 
600 Mark Anliegerleistung; also für 10 Meter 
Front 6 000 Mark nur allein für den Straßenbau 
usw.! Noch zu wenig ist der moderne städtebauliche 
Gedanke verbreitet, daß wir einen Unterschied 
zwischen breiten, hohe Anlagekosten erfordernden 
Berkehrsstraßen und ruhigen, verkehrsarmen, mit 
wenig Kosten herznstellenden engeren Wohnstraßen 
für Kleinhaussiedlungen zu machen haben.

Wie sehr der mehr oder weniger hohe Bodenpreis 
die Kosten für ein Kleinhaus beeinflußt, mag fol­
gendes Beispiel zeigen. Die Kosten für eine Gar­
tenheimstätte mit 70 qm Wohnfläche, drei Zimmer, 
Küche, Kammer, Zubehör umfassend, betragen in 
billigen Landgegenden etwa 6 bis 8 000 Mark, sie 
steigen aber je nach Preis des Baugrundstückes und 
der vorerwähnten städtischen Anliegerbeiträge bis 
10 000 Mark, 12 000 Mark, ja, bis 15 000 Mark, 
ohne dabei an besonders teuren Boden zu denken.

Die Normalisierung nnd Typisierung gerade des 
Kleinhausbaues hat durch die Erfahrung der letzten 
Jahre große Fortschritte gemacht und eine Vervoll­
kommnung erfahren, die leider noch zu wenig be­
kannt ist. Wir erinnern nur an die vorbildlichen 
Siedlungsarbeiten der von Verächtern der Woh­
nungsreform bekämpften provinziellen Wohnungs­
fürsorgegesellschaften und anderen gemeinnützigen 
Baugenossenschaften und -gesellfchaften. Bei der 
vorletzten Tagnng des „Teutschen Ausschusses für 
wirtschaftliches Bauen" in Dresden, der den Zweck 
verfolgt, die unterbrochenen Fortschritte der Bau­
technik zu verfolgen und zn untersuchen, wurde 
unter dem zusammengefaßten Thema „Groß- 
haus oder Klein Haus, eiue Wirt­
schaftsfrage" der Gesichtspunkt, ob Groß­
haus oder Kleinhaus wirtschaftlicher sei, au Hand 
der Untersuchungen nnd der inzwiscl)en gesammel­

ten reichen Erfahrungen sehr gründlich von Prak­
tikern behandelt. Baurat Lübbcrt - Hannover*)  
sagte dort, „daß die bisherigen Untersuchungen auf 
diesem Gebiete je nach den Absichten des Unter­
suchenden bald zugunsten des Großbaues, bald zu­
gunsten des Kleinbaues ausgefallen sind. Das 
wirtschaftliche Ergebnis der Untersuchungen zusam­
men mit der hygienischen und städtebaulichen Über­
legenheit des Flachbaues kaun die Beantwortung 
der Frage zugunsten des Kleinhausbaues dort nicht 
zweifelhaft erscheinen lassen, wo sich die Boden­
preise in mäßigen Grenzen halten." Ein anderer 
Referent, Jng. Graf**),  meinte, wenn unter Be­
rücksichtigung dieser Umstände das Kleinhaus noch 
nicht wieder zur herrschenden Wohnweise geworden 
sei, so beweise das nur, daß wir mit unserer Wohn­
kultur hinter anderen Völkern noch zurück siud- 
Und der Hygieniker Dr unU. Neubert vom Deut­
schen Hygiene-Musenm in Dresden bemerkte, daß 
man bei Untersnchnng dieser Frage von den Le 
lensbedürfnissen des gesunden Menschen ausgehen 
müsse, und diese Anforderung erfüllt für den 
Städter nur das Kleinhaus. Eine gründliche Aus­
sprache über dieses Problem ergab folgende mit 
Einmütigkeit angenommene Entschließung: „Der 
Flachbau ist die Wohnform, die durchweg für den 
Wohnbau angestrebt werden muß. Abgesehen von 
den Vorteilen des Flachbaues für die Volksgcsund- 
heit, ist der Flachbau eine überaus wirtschaft­
liche Wohnform und unter allen Umstän - 
denwirtschaftlicheralsdasMassen- 
miet h a u s. In den zu erlassenden Baugesetzen 
(Städtebaugesetzen, Landesbauordnungen oder dgl.) 
ist der Flachbau zur Grundlage der künftigen Woh­
nungspolitik zu machen uud das Vielfamilicnhaus 
zu verhindern."

*) Siehe Jahrgang 6 (1925), Heft 8, 10/11 und 1- 
dieser Zeitschrift.

**) Siehe Iahrg. 7 (1926), Heft 1—4 dies. Zeitschrift-

Auch hinsichtlich der Finanzierung bie­
tet der Klein Haus bau beachtliche Vorteile. 
Da sowohl eine Wohnung im Mietshaus wie im 
Kleinhaus je nach den zur Verfügung stehenden 
Hypotheken und je nach Größe der Wohnung heute 
mehr denn je einen eigenen Zuschuß erfordert, sh 
wird es immer leichter sein,einen solchenBanznschnß 
für ein eigenes Heim zu erhalten als für eine Miet­
wohnung. Im Hinblick auf die große Idee, in 
deu Besitz einer eigenen Heimstätte zu gelangen, 
wird unter Verzicht auf entbehrliche Genußmittel 
der Spürsinn ungewöhnlich stark gefördert. Wenn 
man bedenkt, daß sich um sehr fragwürdige Ban- 
sparkafsen, vor denen amtliche Stellen warnen, 
viele taufende, meist minderbemittelte Sparer 
scharen, die monatlich regelmäßig nicht unerhebliche 
Beiträge in diesen großen, nicht gerade soliden 
Spartopf werfen, so mag dieser Hinweis nnr an 
deuten, welch hoher Anreiz zum Sparen die Aus­
sicht auf den Besitz eines eigenen Heims bietet.
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Wiederholt ist die berechtigte Frage aufgeworfen 
worden, ob das Klcinhaus, das Eigenheim mit 
Zarten, die besteWohnfo r m auchfürdie 
Arbeitnehmer, also für das Heer der Ar­
beiter, Angestellten und Beamten bietet. Die letzt­
genannte Kategorie der Arbeitnehmer, die Be­
amten, die durch ihr Heimstättenamt der deutschen 
Beamtenschaft große praktische Erfahrungen anf 
dem Gehiete des Wohnhausbaues haben (man 
denke dabei nur an die innerhalb kurzer Zeit ge- 
schaffcueu mustergültigen Eigenheim-Siedlungen 
für abgebante Beamte), sagen in einer jüngst vcr- 
öfsentlichtcu gutachtlichen Äußerung, daß die Heim­
stätte von der überwiegenden Mehrheit der Be­
amten als beste Wohnform angesehen und erstrebt 
Wird. Hinsichtlich der Wohnform für die industrielle 
Arbeiterschaft ist es bezeichnend, daß weitblickende 
lind sozial eingestellte Arbeitgeber die von ihnen 
^'stellten Wohnungen für Werksangehörige zumeist 
>u Form einer Gartenheimslätte hcrstellen ließen. 
Man braucht nur an die mustergültigen Sied­
lungen der Firma Friedr. Krupp in Essen oder 
der Zechen im rheinisch-westfälischen Kohlengebiet 
M denken. Auch die in der Nachkriegszeit unter 
Mitwirkung der Arbcitnehmerorgauisatiouen ge­
schaffenen über 30 000 Bergmannswohnungen hat 
Mau nur fast in Form von Gartenheimstättcn er­
baut.

Einige besonders hervorzuhebende Vorteile der 
Gartcnheimstätte, die zugleich ungewollt die Nach­
teile des Miethochbaues zeigen, mögen noch an­
geführt werden. Der dem Kleinhaus auf jeden 
Fall beizugebende Garten ermöglicht den Arbeit­
nehmern, die tagsüber bei nicht selten gesundheits­
schädlicher Tätigkeit in überfüllten Räumen der 
Fabrik oder des Büros wirken müssen, eine ab­
wechselnde Arbeit in der frischen Luft, welche die 
Gesundheit mindestens ebenso, wie die sportliche 
Betätiguug günstig beeinflußt. Einen notwendigen 
Ausgleich für die oft einförmige Fabrik- und Büro­
arbeit schafft die Betätiguug im eigenen Klein­
garten, auch nicht zuletzt das stolze Gefühl, trotz der 
Bedrängnisse von der Außenwelt eine kleine Welt 
Mr sich zu haben.

Wenn man bedcnkt, daß wir im Fahre 1925 
bom Auslande für 136 Millionen RM. Küchen- 
gewächse und Gemüse, für 182 Millionen RM. 
^bst, für 179 Millionen RM. Südfrüchte nnd 
276 Millionen RM. Eier eingeführt haben, so ge­
nügen diese Zahlen, um zu zeigen, wie der durch 
bw Gartenheimstätten geförderte Gemüse- und 
Obstbau sowie die Kleintierzucht nicht nur der ein- 
zelneu Familie, sondern dem Volke Wohlstand 
bringt. Während also das Großhaus mit feinen 
wft- nnd lichtarmen, zumeist überfüllteu Woh- 
Nungen in der Freizeit durch die Geneigtheit des 
Aufsuchens von Vergnügens- und Schankstätten 
Geld und Gesundheit kostet, bringt das Kleinhaus 
M der Freizeit Gesundheit und Wohlstand.

Ministerialrat Dr. Wölz vom Reichsarbeits­
ministerium, ein warmer Befürworter des Klein- 
hanses, sagt in seinem im Reichsarbeitsblatt vom 
9. Mai 1926 veröffentlichten Aufsatz „Aufgaben der 
WohnungsPolitik" u. a. folgendes: „In Zeiten 
wirtschaftlichen Notstandes, Erwerbslosig­
keit u. dergl., stehen die , Bewohner der Garten­
heimstätte nicht wie der Inhaber einer reinen 
Stadtwohnung dem völligen Nichts gegenüber, sie 
find vielmehr in der Lage, aus Gartenland und 
Kleintierzucht wenigstens das Allernotwendigste 
selbst herauszuwirtschaften. Ebenso bietet sich viel­
fach Gelegenheit, wenigstens vorübergehend, in der 
Landwirtschaft der Umgebung Arbeitsdienst zu 
leisten. So wirkt diese Art der Sied­
lung zudem auch wirtschaftlich pro­
duktiver. Die Kreise sind nicht mehr lediglich 
nach den Regeln der kapitalistischen Arbeitsteilung 
auf das Lohneinkommen angewiesen; es bildet sich 
wieder eine gewisse Rückdecknng für einen Teil des 
Lebensbedarfes direkt in der Naturalwirtschaft."

Über den Umweg der Gartenheimstätte besteht 
die Möglichkeit, auch die Stadtbevölkerung wieder 
bodenständig zu machen.' Gewiß werden die städti­
schen Bewohner durch diese Heimstätten nicht zu 
fertigen Landwirten erzogen, aber für die Berufs­
auswahl der. Nachkommen ist die Praktische Tätigkeit 
der Eltern und Kinder im Gartenland von nicht 
zu unlerschätzendem erzieherischen Wert. Wenn 
wir uns vor Augen Hallen, daß in den letzten Fah­
ren etwa 400 000 teilweise noch recht schaffens- 
lustige Beamte abgebaut wurden, daß wir in 
Deutschland gegenwärtg wohl noch über 200 000 
stellungslose Handlungsgehilfen und andere An­
gestellte haben und daß die Zahl der Arbeitslosen 
überhaupt beinahe zwei Millionen zählt, wobei der 
größte Teil städtische Industriearbeiter sind, so zeigt 
dieses doch, wie notwendig eine sinnvolle Umschich­
tung der überzähligen Arbeitnehmerschaft in der 
Stadt nach einer mehr oder weniger ländlichen Be° 
tätigung ist. Dagegen betrug die Zahl der aus­
ländischen Arbeiter in der Landwirtschaft im ver­
gangenen Jähre noch 142 000. Dr. Stolt berechnet 
im Archiv für innere Kolonisation die Mehraus­
gabe für die Erwerbslosenunterstützung infolge der 
Beschäftigung der fremdstämmigen ausländischen 
Arbeiter für das Jahr 1925 auf 67 Millionen 
Mark und die in den Jahren 1919 bis 1925 von 
den ausländischen Arbeitern gemachten nach dem 
Auslande mitgenommenen Barersparnisse deutschen 
Geldes etwa 46 Millionen Mark.

Für den alternden Arbeitnehmer ist die Garten- 
heimstätte eine noch viel zu gering eingeschätzte 
sichere und praktische Altershilfe. 
Wenn beispielsweise ein älterer Angestellter, bei 
dem Arbeiter liegen die Verhältnisse ähnlich, er­
werbsunfähig oder ruhebedürftig wird, so bietet 
eine eigene Gartenheimstätte, deren Hypotheken- 
schulden im Laufe der Jahrzehnte durch Amorti­
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sation so weit getilgt sind, daß entweder keine oder 
nnr noch geringe Hypohekenzinsen zu entrichten 
sind, die beste Sicherheit, daß der Erwerbsunfähige 
bis zu seinem Tode eiu gesichertes und gesundes 
Obdach hat, eine Zufluchtstätte, die ihm einen be­
schaulichen Lebensabend ermöglicht. Ein Haupt­
teil, etwa 20 v. H. der Lebenshaltung, nämlich die 
Wohnung, wird durch dieses eigene Heim infolge 
Wegfall der Mieten bestritten; eiu großer Teil der 
Ernährungskosten wird durch die Selbstversorgung 
aus eigenem Garten und der Kleintierzucht gedeckt 
werden können. So reicht dann die Altersrente 
aus der obligatorischen oder freiwillgcn Angestell­
tenversicherung, vielleicht verbunden mit einem 
Altersrentenzuschuß seines Berufsverbandes, aus, 
um für das Alter versorgt zu seiu, vorausgesetzt, 
daß man sich zeitig genug iu den Besitz emer 
eigenen Heimstätte, deren Schulden auf dem Wege 
tilgbarer Hypotheken oder durch eine Rückzahlung 
aus der Lebensversicherung abgedeckt sind, gesetzt 
hat. Wenn der Familienvater in vorsorglicher 
Weise seine Heimstätte als „Reichsheimstätte" auf 
Grund des Reichsgesetzes vorn 10. Mai 1920 und 
der späteren Ausfuhrungsbestimmungen der Län­
der eingetragen hat, so hat er auch die Sicherheit, 
daß nicht nur ihm, sondern anch seinen Familien- 
mitgliedern die Heimstätte als dauernder Besitz er­
halten bleibt und der Grundstücksspekulation nnd 
Zwangsversteigerung entzogen wird.

Aus alledem ersieht man die Wichtigkeit, nach 
Möglichkeiten zur Verbilligung des Eigenheim­
baues zü suchen. Eine Möglichkeit, dem die Bau­
kosten und Mieten verteuernden spekulativen 
Bodenhandel zu Leibe zu geheu, bietet der vorn 
Ständigen Beirat für Heimstätten- 
wesen beim R e i ch s a r b e i t s m i n i st e - 
r i u m ausgearbeitete und von diesem einstimmig 
beschlossene Entwurf eines sogenannten Boden- 
r e f o r m g e s e tz e s. Der Ständige Beirat, dem 
neben Vertretern der gewerkschaftlichen Spitzen- 
organisationen hervorragende sachverständige Ver­
waltungsbeamte und Wissenschaftler angehören, 
trat am 22. März d. I. erneut zusammen, um 
seinen im Jahre 1920 ausgearbeiteten ersten Ent­
wurf dem heutigen Stande der Boden- und Sied­
lungsgesetzgebung anzupassen und ihm diejenige 
Form zu geben, die das Gesetz Haben soll. Dabei 
wurde der Wortlaut des alten Entwurfes nicht un­
wesentlich geändert. Um Mißvcrständisse nicht auf­
kommen zu lassen, sind verschiedene Punkte schärfer 
gefaßt. Gegen den Entwurf wird oft eingewendet, 
er fordere eine uferlose Bodenwirtschaft der Ge­
meinden, und die sich unter Umständen nötig 
machende Enteignung des notwendigen Baugelän­
des bedecite eine Sozalisierung. In Wirklichkeit 
fordert das Gesetz nicht mehr, als dasjenige, was 
bisher einige besonders weitsichtige nnd tatkräftige 
Verwaltungsbeamte und Kommunalpolitiker (wir 
nennen dabei nur die verstorbenen Oberbürger­

meister Mignel nnd Adickes-Frankfurt a. M. oder 
Wagner-Ulm) unter größten Schwierigkeiten nnd 
ohne Reichsgesetz in ihren Gemeinden durchzu- 
führen versuchten, nämlich: eine großzügige Bodcn- 
vorratswirtschaft in der Gemeinde zur Verbilligung 
des Siedlungsgeländes, znr Behebung der Woh­
nungsnot und zur Schaffuug der Möglichkeit eiuer 
weitsichtigen städtebaulich einwandfreien Festsetzung 
des Bebauungsplanes. Der grundlegende Ab­
schnitt, der die Aufgaben des Bodenreformgesetzes 
behandelt, besagt, daß die Städte verpflichtet wer­
den, insoweit Bodenvorratswirtschaft zu treiben, 
als die Landbeschaffung für - Wohnheimstätten, 
Nutzgärten, sonstige Siedlungszwecke und öffent­
liche Anlagen es erfordert; es ist also keine Rede 
von einer uferlosen Bodenvorratswirtschaft. Wenn 
eine Gemeinde den erfüllbaren Wünschen nach Be­
reitstellung von solchem Land nicht genügt, so sollen 
nach dem Entwurf die Aufsichtsbehörden eine Er­
mächtigung hierzu erhalten. Ob und inwieweit 
diese vorgesehene Bodenvorratswirtschaft zu treiben 
ist, soll sich insbesondere aus der Zahl der unbe­
friedigt bleibenden Nachfragen nach Land für Heim­
stätten und Nutzgärten und aus der Höhe der 
Bodenpreise und Pachtforderungen ergeben.

Wenn in dem Gesetzentwurf davon die Rede ist, 
daß für die zn bewältigenden Aufgaben die Ge­
meinden an allen Grundstücken ihres Bezirkes ein 
dingliches Vorkaufsrecht gemäß Bürgerlichem Ge­
setzbuch und an unbebautem Boden im Pcränße- 
rungsfalle ein Ankaufsrecht und nötigenfalls ein 
Enteignnngsrecht an unbebautem Boden haben, so 
haben diese schon in der Vorkriegszeit in gewissen 
Fällen üblich gewesenen Maßnahmen mit Soziali- 
sierung nichts zu tun, denn ein Gesetzeskundiger 
weiß, daß im deutschen Rechtsgebrauch das Wort 
„Enteignung" mit eutschädigungsloser Wegnahme 
nichts zu tun hat; eine Enteignung setzt vielmehr 
voraus, daß der Besitzer angemessen entschädigt 
wird. Eine solche angemessene Entschädigung ist 
auch in dem Gesetzentwurf vorgesehen, und zwar 
soll sie auf Grund der letzten Einschätzung nach dein 
neuen Reichsbcwertungsgcsctz, also ein durchaus ge­
rechter Maßstab, erfolgen. Nur soll keineEnt - 
schädigung für entgangenen Spe­
kulationsgewinn geleistet werden- 
Gegen diese Maßnahmen laufen die Interessenten 
Stnrm; als Vorspann bei diesem Kampfe benutzen 
sie die Haus- und Grnndbesitzerorganisationen, in 
denen auch der solide Hausbesitz, der von dein 
Bodenreformgesctz nicht nur keine Gefährdung, 
sondern eine Sicherung seines Eigentums erhält, 
vertreten ist. Mit dem Schlagwort „Soziali- 
sierung" soll ein wenig nachdenkliches Bürgertum 
zu Gegnern des Bodenreformgesetzes gemacht wer­
den. Hier können wir von einem ersten deutschen 
Staatsmann, nämlich von Bismarck, etwas lernen- 
Als Bismarck bei seinen Arbeiten um die großen 
Versichernngsgesetze und bei der Eisenbahn-



Schlesisches heim Z27

Verstaatlichung politische Freunde zuriefen: „Tu 
steuerst dem Sozialismus entgegen", da gebrauchte 
er ein starkes Wort in dem Sinne, es sei ihm völlig 
gleichgültig, wie es heiße; es komme nicht darauf 
an, wie etwas genannt wird, sondern darauf, ob 
es berechtigt oder begründet sei oder nicht.
. Ohne dieses Bodenrcformegesetz ist es unmöglich, 
in den einzelnen deutschen Ländern und Gemeinden 
eine großzügige Wohnungsreform durchznführen 
und es wäre mit ihm möglich, den Wohnungsbau 
zu verbilligen. In Preußen liegt jetzt der Entwurf 
eines Städtebaugesetzes, der die Grundlage einer 
Planvollen Städtebaupolitik und einer Stadtland­
kultur bringen soll ,uud das ungesnnde Anwachsen 

der Großstädte verhindern will, vor. Tiefes Städte- 
bangesey würde ein gesünderes Wohnen und Ar­
beiten als unter den gegenwärtigen Verhältnissen 
ermöglichen. Sowohl dieser, von den Städten wie 
von den Wohnungsreformern im allgemeinen als 
mustergültig anerkannte Preußische Städtebau­
gesetzentwurf als auch ähnliche Entwürfe in an­
deren deutschen Ländern setzen als Vorbedingung 
zur Durchführung einer weitsichtigen Städtcban- 
und Wohuungsrcform voraus, daß das vorer­
wähnte Bodenrcformgesetz gewissermaßen als Rah­
mengesetz für das Teutsche Reich unter Tach ge­
bracht wird.

Rheinlän-er-Stuüienfahrt üurch Gberschleften.
Von Prov -Landtagsabg. Pfarrer Jausen, Lammersdorf (Rheinlands.

ie die Not doch ein Volk verbinden kann! Wir 
im Westen des Preußischen Freistaates lasen 

immer mit steigender Begeisterung von dem helden­
haften Kampf der treuen oberschlesischen Bevölke­
rung für ihre Heimat. Fm stillen senkte sich ehr­
furchtsvoll das Haupt vor jedem, der in: Kampfe 
um seine obcrschlesische Heimat sein Leben hingab, 
senkte sich auch vor den Lebenden, die harte Not 
auf sich nahmen, um dem Heimatboden und dem 
angestammten Baterlaudc treu bleiben zu können. 
Der stahlharte Kampfesmut dort stärkte unsern 
Mut hier im Westen. Das Beispiel der tapfern 
Oberschlesier war uns anfmunternd in den über­
aus harten Jahren der Separatistenaufständc. 
Möchten alle daraus lernen, daß auch in tiefsten 
Notzeiten unser Volk nicht untergehen kann, wenn 
es einig und geschlossen ist.

Für uns hier in der allerwestlichsteu Ecke 
Preußens, im Kreise Monschau, war das Geschick 
Oberschlesiens, namentlich seine hartbedrängtc 
Ostgrenze, eine besondere Lehrschule. Wir stoßen 
an die Kreise Eupcn-Malmcdy, die uns mit meiner 
heißgeliebten Heimat Eupen verloren gegangen 
sind an Belgien, verloren gegangen sind entgegen 
jedem Recht der Selbstbestimmung. Wohnt doch 
in diesen abgetretenen Gebieten ein so treudcutscher 
Polksstamm, der nichts sehnlicher wünscht, als 
die Rückkehr zum deutschen Vaterlande. Durch 
die Grenzregulierung ging von unserem Kreise 
entgegen dem Friedensvertrage fast ein Drittel 
an Belgien verloren. Die einzige Bahn, die uns 
Rit unserem deutschen Vaterlande verbindet, 
die durch das Herz unseres Kreises geht, mußte 
an Belgien abgetreten werden. Wir können 
stur mit einer belgischen Bahn mit der weiteren 
Heimat verkehren. Vier unserer Dörfer, auch mein 
fDirkungskreis, liegen zu einem Teil innerhalb 
belgischer Grenzen, als sog. Enklaven. Wir müssen 

über die Anslandsgrenze zur Betreuung unserer 
Gemeinden. Soviel politischer Wahnsinn hier 
wie dort in Oberschlcsien.

So schlug das Herz hoch, als es galt, in Ver­
bindung mit der Tagnng des Teutschen Schutz­
bundes in Glatz und der Tagung des Vereins für 
Auslandsdeutschtum in Hirfchbcrg eine gemein­
same Studienfahrt durch oberschlesisches Heimat­
land zu machen. Um es gleich zu sagen: Die Reise 
war einerseits so herzerfrischend durch die geradezu 
rheinische Freundlichkeit, mit der wir überall in 
Oberschlesien empfangen wurden, für die allen 
Männern und Franen, zu deneu wir in Berührung 
traten, ein herzliches Tankeswort gesagt sein soll, 
erfreuend anch durch das Gesehene, das ncugcschafft 
worden ist in wenigen Fahren, andererseits auch 
tief niederschlagend durch den Anblick des politischen 
Wahnsinns, den unsere ehemaligen Gegner in 
Oberschlesien betätigt haben. Dieser politische 
Wahnsinn kann keinen Bestand haben. An unserer 
deutschen Treue wird es liegen, ob das weltgeschicht­
liche Unrecht früh oder spät gut gemacht wird.

In den Rahmen der Zeitschrift „Schlesisches 
Heim" passen alle die mannigfaltigen Eindrücke, 
die wir Rheinländer empfingen, nicht hinein. Wir 
wollten lernen, studieren, das, was deutscher uud 
preußischer Geist im oberschlesischen Kampfgebiet 
geschaffen haben. Zu dem Erlebten gehört auch das 
Schauen der Leistungen der Oberschles. Wohnungs­
sorgegesellschaft auf dem Gebiete der Wohnungs­
fürsorge. Die Erwartungen wurden übertroffen. 
Unsere Reise ging von Oppeln nach Beuthen, wo­
bei das romantische Tost mit dem dortigen liebens­
würdigsten Empfang durch seine Herrschaft v. Gu- 
radze nicht unerwähnt bleiben darf. Es ging 
weiter nach Gleiwitz, Hindenburg, Ratibor, wo wir 
den alten Eichendorffsitz, Schloß Lubowitz, begrüßen 
durften nnd bewirtet wurden und das durch 
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Kanonikus Ulitzka bekannt gewordene Altdorf 
durchfuhren. Liebe Erinnerungen steigen auf an 
das gesellige Zusammensein in Leobschütz . . . dann 
weiter . . . wir verlassen das heimatliche Ober- 
schlesien, kommen nach Neiße und es geht über Neu­
stadt nach Glatz.

Jeder dieser Orte verdiente es, durch eine ganz­
seitige Berichterstattung sestgehalten zu werden; die 
Besichtigungen der Borsigwcrke in Bisknpitz, das 
Gräfl. Schaffgotfchsche Riesenkraftwerk mit seiner 
30 000 täglichen Ü^r-Lieferung, die es mittlerweile 
erreicht haben mag, die Delbrückschächte in Hinden- 
burg und die Donnersmarckhütte, die moderne 
Schwimmbadeanlage in Ratibor usw.

Mit dem liebenswürdigen Oberpräsidenten 
Proske, der uns unermüdlich begleitete, der die 
Studienfahrt so ausgezeichnet organisierte, daß nicht 
eine Stunde Müßiggang zu finden war — und es 
war recht so —, dessen feines Empfinden für 
nationale Notwendigkeiten und dessen politisches 
Geschick für die Behandlung völkischer Minoritäten 
ich bewundern durfte, wurden wir besonders ver­
traut. Der Abschied fiel ihm und den Seinen 
schwer. Unter seiner Führung und dank der un­
ermüdlichen Unterweisung des Herrn Regierungs­
baumeisters Niemeyer durften wir sehen, was die 
Prov. - Wohnungsfürsorgegesellschaft G. m. b. H. 
für Oberschlesien geschaffen hat. Der Wohnungs­
markt Oberschlesiens lag ja besonders trostlos dar­
nieder nach dem Kriege. Zu der allüberall be­
kannten Wohnungsnot, die infolge Stilliegens des 
Baumarktes während des Krieges entstanden war, 
kam hier die erschreckende Wohnungsnot durch die 
ausgewiesenen Optanten und die zahllosen Flücht­
linge. Wenn irgendwo, dann hieß es hier: 
„Arbeiten und nicht verzweifeln." Es hätten 
nicht pflichtbewußte preußische Beamte, treue 
deutsche Männer sein müssen, wenn sie nicht zur 
Linderung der Wohnungsnot alle erlahmten Kräfte 
aufgerufen und selbst vorbildlich zugegriffen hätten. 
Wenn wir auch manches fast nur wie im Fluge 
schauen konnten, so genügte gelegentlich auch nur 
ein kurzer Blick zu der Überzeugung, daß vorbild­
liche Baumeister am Werke gewesen waren. Da 
sieht das überraschte Auge wunderbar in das Land 
hineingepaßte Einzel- und Gruppenhäuser; farben­
prächtig lachen sie den fremden Beschauer an. 
Mochte man vorher ein wenig innere Gegnerschaft 
gegen das neuzeitliche Farbenhaus gefühlt haben, 
wenn man aber diese so wunderbar harmonisch ab­
getönte, malerische Häuserfarbenpracht sehen darf, 
wird aus der negativen Einstellung eine frohe 
Bejahung. Schade, daß nicht überall die fachkun­
dige Hand zu Rate gezogen worden ist beim Bau 
und bei der Farbenwahl. Wo hin und wieder 
allzu krasse Farbentöne das Auge etwas beleidig­
ten, mußte man erfahren, daß hier nicht die 
Oberschlesifche Wohnungsfürsorgegesellschaft die 
Mutter der Anlage gewesen ist. Es wäre darum 

wärmstens zu begrüßen, wenn bei allen Einzel- 
wie GruPPensiedelungen der bewährte Rat und die 
fachmännische Unterstützung der provinziellen 
Wohnungsfürsorge eingeholt würde. Nach den 
Auskünften, die ich mir geben ließ, arbeitet sie unter 
Jnnehaltung des Grundsatzes: „Billig, aber schön 
und gut." Dazu gewährt sie dein Baulustigen Schntz 
gegen Ausbeutung dnrch den Unternehmer. Be- 
wunderud steht man vor ganzen neuen Straßen- 
zügen, ja vor neuen Ortschaften und Ortsteilen. Wo 
Großstädte fast über Nacht aus dem Bodeu erstehen 
müssen, gilt es mit besonders weitsichtigem Blick 
zu planen. Und auch dieses weitausschauende 
Auge hat uicht gefehlt. Erweiterungsfähig liegen 
Siedlungen vor nns, die mir Teile großer Pläne 
sind. Erfreulich zu sehen, daß das Hausgärtcheu 
Wohl nirgendwo fehlt. Der oberschlesifche Arbeiter 
muß, so wird uns ausgeführt, länger und billiger 
arbeiten als der westdeutsche. Das Wcitabliegcn 
von der fahrbaren Wasserstraße — bis Cosel muß 
die Kohle auf dem Schienenwege befördert werden 
— erhöht die Belastung der Kohle. Andere Um­
stände, die ich nicht aufzuzählen brauche, weil der 
Oberschlesier sie geuügsam kennt, steigern die Pro­
duktionskosten. Ob es nicht anders geht, als die 
erhöhter: Prodnktions- und Förderungskosten durch 
Minderung des Arbeitslohnes wettzumachen, sei 
dahingestellt. Tatsache ist der billigere Arbeiter. 
Ihm ist darum doppelt ein frohes Heim zu gönnen, 
ein Heim mit innerer und äußerer Gemütlichkeit, 
in dem er ein menschenfrohes Leben haben kann, 
mit feinem Gärnhen, in welchem er mit der Natur 
verbunden bleibt, mit einem Ranm für Kleintier­
zucht, die ihm frohe Beschäftigung bietet in ver­
dienten Feierstunden. Möge die Wohnungsfür­
sorgegesellschaft nimmer das Ziel der wahrhaft 
behaglichen Arbeiterwohnnng aus dem Auge ver­
lieren, die ebenso billig wie ein ungemütliches, 
geschmackloses Heim erbaut werden kann. Der 
deutsche Arbeiter soll sich dort in: Grenzlande be­
sonders Wohl fühlen, wohler als der jenseits der 
Greuzpfähle wohnende, damit deutsche Kultur 
werbe für das Deutschtum. Möge diese Auffassung 
auch sich Bahn brechen bei der Großindustrie. 
Irrtum zu glauben, daß, wenn es dem Arbeiter 
wohl ergehe, er anspruchsvoller und unzufriedener 
werde. Wir haben uns gefreut, daß in den füh­
renden Kreisen auch das brennende Problem der 
eigenen bäuerlichen Siedelung erkannt ist. 
Daß auch dem Großgrundbesitz doch diese Erkennt­
nis aufgehe zum Nutzen des Deutschtums! Es ist 
uns nicht unbekannt, daß die Abstimmung nicht 
überall den Charakter einer Politisch-nationalen, 
sondern einer sozialen Einstellung war. In diese 
Fragen, die sich mehren ließen, das Siedlungs­
problem und Wohnungsproblem hineingespannt, 
wächst es aus zu einer wahrhaft nationalen, deut­
schen Frage. Dem nnr flüchtigen Beobachter wird 
es klar, daß hier in der Grenzmark nicht ohne 
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öffentliche Mittel alles Neuerstandene geschaffen 
werden konnte. Aber wahrhaft neidlos freuen wir 
uns dessen und wissen auch im Westen den weit­
sichtigen Führern Tank, die mit dem kalten Geld 
echt Heimatliebendes Empfinden schaffen. Mag 
auch uoch vieles zu tuu übrig bleiben, deutscher 
Geist und deutscher Wille werden es schaffen. Es 
würde reizvoll erscheinen, nun noch einen beson­
ders kritischen Rundgang zu machen durch die 
Siedlungen, von Oppeln angefangen über Beuthcn, 
Hindenburg, Gleiwitz, Leobschütz bis Ratibor und 
nach Niederschlesien hin. Doch sehen wir davon ab, 
wir möchten nns sonst an eine zu kritische Aufgabe 
heranmachen.

Wir müssen Oberschlcsien wieder verlassen. Für 
mich waren es sonnige Freudentage ohne Schatten. 
Gab die Sonne uns nicht ihren Hellen Glanz mit 
aus die Reise, so haben die mit nns in Berührung 
gekommenen Menschen sie uns gegeben aus ihrem 
sonnigen, lieben Gemüt. Daß die rheinländischen 
Regierungsbeamten in der Umgebung des Herrn 
Oberpräsidenten uns mit rheinischer Liebe be­

gegneten, war für sie eine Selbstverständlichkeit, 
für uns war sie mehr. Diese Anerkennung darf 
auch nicht versagt werden den Oberhäuptern der 
besuchten Städte mit ihrem Magistrat, dem Leiter 
der Selbstverwaltung, Landeshauptmann Piontek, 
und sie darf nicht vorenthalten werden den Män­
nern und Frauen des Volkes. Ich selbst werde 
mich immer gerne erinnern der freundlichen Zu­
vorkommenheit der Schutzpolizei auf der Wachstube 
in Beuthen, die den Fernsprecher nicht absetzte, bis 
sie mir wieder den Anschluß an meine verlorene 
Gruppe wicderverschafft hatte. Und gerade hier 
erinnere ich mich auch gerne der Arbeiter in einigen 
Liedlungswohnungen, die mit strahlendem Gesicht 
ihr behagliches Heim zeigten und von dein Unter­
schied zwischen gestern und heute in den Wohnungs- 
vcrhältnissen erzählten. Wir hoffen, nicht znm 
letztenmale in Oberschlesien gewesen zu sein, und 
wünschen dabei, daß wir uns auch hier auf der 
rheinischen Erde Wiedersehen, auch au der west­
lichsten Kante auf dem hohen Venn, wo ich diese 
Zeilen niederschrieb.

vermischtes.
Ausstellung „Siedlung und Stadtplanung in Schlesien".

Die neue Ausstellung „Siedlung und Stadtplanung 
in Schlesien" im Rahmen der Ausstellungen im Scheit­
niger Ausstellungsgebäude in Breslau ist eröffnet 
worden.

Sie gibt in einer sorgfältigen historischen Abteilung 
umfangreiches Material von Bebauungsplänen, Stichen, 
Fotos und Skizzen der Stadtentwicklungen von Bres­
lau und der Provinzstädte. Daran schließt sich eine 
neue Abteilung. Die Gesamtanordnung ist gut. Unter 
dem Begriff „Siedlung und Stadtplanung in Schlesien" 
kann man nur etwas Umfassendes verstehen. Den 
Hauptteil liefert die Stadt Breslau. Das von selten 
der Provinz zur Verfügung gestellte Material reicht 
nicht völlig aus, um von Siedlung und Stadtplanung 
in Schlesien einen klaren BegrUf zu gebe». Man sieh! 
Stichproben der Städte. Die beiden Wohnungs- 
fürsorgegesellschaften Breslau und Oppeln zeigen eben- 
lalls Stichproben ihrer Tätigkeit. Man sieht, es ist 
da seit dem Krieg eine neue Materie entstanden und 
gewaltig angewachsen. Das Gezeigte ist sehr inter­
essant und lehrreich, es wäre jedoch darüber hinaus 
wünschenswert, einmal klar statistisch siedlungs- 
technische Entwicklungen auch der neueren Zeit 
in logischen Zusammenhängen zu zeigen. Ein Begriff 
des Siedlungswesens kann dem Laien nur durch ge­
eignete Übertragung und Anschaulichmachung ver- 
wittelt werden. Der Sammelbegriff legt den Ton auf 
die Frage: Wie steht es mit der Siedlung in ganz 
Schlesien? Man wünscht den Begriff wissenschaftlich 
und, wenn man will, durch Stichproben illustriert, er­
läutert zu sehen, oder mit anderen Worten: man 
Wächte sehen: mehr Zusammenfassung und Resultat. 
Man wünscht, aus dem ausgestellten Material Schluß- 
Wlgerungen ziehen zu können, die für die Lebensfrage 
und die Existenz unserer beiden Provinzen von aus­
schlaggebender Bedeutung sind.

Das Gebotene ist ein guter und mutiger Anfang.
Hoffen wir, daß diese Ausstellung „Siedlung und 

Stadtplanung in Schlesien" zu gegebener Zeit wiedrr- 

kehrt, allmählich mit allem fachlichen und wissenschaft­
lichen Rüstzeug ausgestattet wird und so die Allge­
meinheit für die tieferen Zusammenhänge des Sied­
lungswesens gewinnt. So — periodisch wiederkehrend 
— könnte sie, stets neue Resultate und Fortschritte 
zeigend, zum Siedlungserzieher werden. — was bitter- 
nötig ist! z

Der Städtebaugesetzentwurs aus der Hauptausschuß- 
tagung des Preußischen Städtetages.

Am 18. und 19. Juni tagte der Hauptausschuß des 
Preußischen Städtetages in Düsseldorf. Den Teil­
nehmern wurden 2 Vorträge geboten, einmal von dem 
Präsidenten des Städtetages Dr. Mulert über Ver- 
waltungsreform, ein zweiter von dem Verbands­
direktor des Ruhrsiedlungsverbandes Schmidt-Essen 
über das Städtebaugesetz.

Hier interessiert mehr der letztere Vortrag. Der 
Referent sprach in hochinteressanter, gewinnender Weise 
über die durch das Städtebaugesetz ausgerollten Pro­
bleme in etwa einstündigem Vorträge. Es war be­
zeichnend, daß er zum Schluß fragte, ob er auch noch 
über das Gesetz etwas bringen solle, ein Zeichen, daß 
er seinen Vortrag wirklich von hoher Warte aus an- 
gefaßt hatte.

Nachdem der Städtebaugesetzentwurf mehr nach 
seiner rein technischen Gesetzesseite auf einer Bürger­
meisterkonferenz in Breslau von S Referenten be­
handelt worden war, prüft der Vorstand des Schle- 
sischen Städtetages die Möglichkeit, den Entwurf, der 
wegen seiner außerordentlich einschneidenden Be­
deutung auf den verschiedensten städtischen Gebieten 
die größte Aufmerksamkeit verdient, noch einmal zum 
Gegenstand einer Besprechung zu machen, und zwar 
ist für den Herbst Verbandsdirektor Schmidt für einen 
Vortrag gewonnen worden, über die Art der Ver­
anstaltung sind Verhandlungen mit den 3 schlesischen 
Landkreisverbänden angeknüpft, da der Städtetag 
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eine Tagung gemeinsam mit den Landkreisverbänden 
im Auge hat.

Es ist zu hoffen, daß auch von feiten der Landkreise 
ein Referent gewonnen wird, sodaß dann die Gewähr 
besteht, daß das Städtebaugesetz- nach allen Richtungen 
zur eingehenden Darstellung gebracht wird. Der 
gleiche Versuch ist im übrigen im vorigen Jahre von 
dem Verein für Kommunalwirtschaft und Kommunal­
politik mit Erfolg durchgeführt worden, der auf seiner 
Herbsttagung im September in Danzig 2 Referenten 
für das Städtebaugesetz gewonnen hatte, einmal Land­
rat v. Beckerath-Düsseldorf und einen Stadtrat aus 
Königsberg. Salomon.

Die „Gesolei".
Von Gewerbeoberlehrer Fr. O st e r m a n n - Liegnitz.

„Wenn jemand eine Reise tut, dann kann er was 
erzählen"; diese alte Weisheit bewahrheitet sich auch, 
wenn man zur großen Ausstellung für Gesundheits­
pflege, soziale Fürsorge und Leibesübungen nach Düssel­
dorf fährt. Mag man die Ausstellung mit irgendeinem 
besonderen Wunsche besuchen, so kann man sicher sein, 
daß auch der gewiegteste Spezialist auf seine Rechnung 
kommt. In 2000 Meter Länge erstreckt sich das ideal 
gelegene Ausstellungsgelände zwischen dem grünen 
Rhein und Düsseldorfs herrlichem Hofgarten dahin. 
175 Ausstellungsbauten laden zur Besichtigung ein; 
man brauchte Wochen, um alles bis in die Einzelheiten 
zu studieren. Glücklicherweise ist der amtliche Name 
„Gesolei" nicht zu begrenzt aufzufassen; denn die 
drei Begriffe geben nur einen Rahmen für alles Dar­
gebotene ab. Man könnte mit gleichem Recht auch die 
Ausstellung eine Schau deutschen Lebens­
willens und eine Schau deutscher Arbeit 
und Kultur nennen. Unter solchem Gesichtswinkel 
sind auch diese Ausführungen zu betrachten.

Rein architektonisch zeigt die Ausstellung, 
daß die Gedanken neuerer Auffassung, die jeder Ro­
mantik abhold sind, sich durchgesetzt haben. Wer die 
betonte Zweckmäßigkeit der vielen Bauten betrachtet, 
muh zur Überzeugung kommen, daß der Kurs der 
letzten Jahre, abgesehen von extremen Entgleisungen, 
der richtige war. Schon bald fällt der Blick des Be­
suchers auf die R h e i n h a l l e', die auch nach ihrer 
Verwendung den Namen „Planetarium" führt. 
Als mächtiger Kuppelbau in Ziegelrohbau bildet sie 
den Abschluß des Ehrenhofes, in dessen Mitte 
ein Springbrunnen plätschert. Auch die anderen 
Bauten, die diesen Hof umgeben, zeigen die gleiche 
Architektur; die roten Ziegelsteinflächen, durch spar­
same, mit plastischem Schmuck versehene Vorbauten 
unterbrochen. In seiner Geschlossenheit bietet der 
Ehrenhof, in seiner Harmonie der Farben und der 
Wohlabgewogenheit der Verhältnisse, ein prächtiges 
Bild, das seinem Erbauer, Pros. Wilhelm Kreis, 
alle Ehre macht.

Ein anderes Bild nimmt bald des Besuchers Auge 
auf: der mächtige Feuerwehrturm, der in seiner 
Höhe und Massigkeit das ganze Gebiet beherrscht und 
von seiner Plattform einen herrlichen Blick über das 
Ausstellungsgelände, den Rheinstrom und die Stadt 
bietet. In seinen Formen gibt der Turm ein Anschau- 
ungsbeispiel dafür, wie sich etwa der Hochhausbau in 
dem Zentrum großer Städte dartun wird. Als Eckbau 
der grohen Ausstellungshalle ist er gleichsam ein 
äußeres Zeichen für das, was diese im Innern birgt.

Der großen Ausstellungshalle gegenüber, hart am 
Rheinufer, stellt sich eine Reihe kleinerer Bauten dem 
Beschauer dar. Das Rheinisch - Westfälische Kohlen- 
syndikat errichtete das Haus „Ruhrkohle", schon 
äußerlich an dem Förderturm zu erkennen. Nebenan 

brächte das Rheinisch-Westfälische Elektrizitäts- 
werk in ihrem Ausstellungsbau dem Besucher das 
Neueste auf diesem Gebiete dar. Eine wissenschaftliche 
Büchere i, vorwiegend medizinischen Inhalts, in sehr 
zweckmäßigen Räumen, und dazu eine vorbildlich aus­
gestattete Lesehalle, zeigte die bekannte Berliner 
Buchhandlung Hirschwald. Der nächste Bau ist das 
„Haus des Arztes", in dem die Entwickelung 
des Arztberufes bis zur Gegenwart gezeigt wird; den 
Architekten interessiert in diesem Bau sehr das Arbeits­
zimmer des Arztes, dessen Entwurf von dem bekannten 
Raumkünstler Max Heidrich stammt. Ein Bau­
werk ganz eigener Prägung ist das Taut sche „H aus 
des Allgemeinen deutschen Gewerk - 
schaftsbunde s". Der Gedanke der Organisation, 
die der ADGB. doch darstellt, kommt schon rein äußer­
lich in den straffen Formen der Architektur zum 
Ausdruck.

Durch einen schmalen Weg kommt der Wanderer 
zu einem Anger, um den sich eine Rbihe von Bauten 
gruppieren: „Die Wohnung des Menschen." 
Im Hintergründe eine schlichte Dorfkapelle, 
innen und außen so, daß sie wirklich das darstellt, 
ivas sie sein soll: eine Stätte der Sammlung. Gärt­
nerische Anlagen mit Werken neuzeitlicher Friedhofs­
kunst umgeben das kleine Gotteshaus. Von den andern 
Bauten fällt zunächst das „Haus des unver­
heirateten Bildhauers" in seinen rein kubisch 
aufgefaßten Baumassen ins Auge. Außer dem Atelier 
enthält es nur die allernotwendigsten Räume. Als 
Gegenstück findet man dann das „Haus des ver­
heirateten Maler s", in dem sich Familienräume 
harmonisch mit dem großen Arbeitsraum zu einem 
Ganzen zusammenschließen. Ein weiteres Musterhaus 
ist das des „geistigen Arbeiters". Es zeigt, 
wie man selbst bei einfachster, beinahe ländlicher Bau­
weise etwas schaffen kann, das selbst die verwöhntesten 
Ansprüche befriedigt. Ein „Mittelstandsmuster­
haus" und das „Arbeiter Haus in der Bor­
st a d t" tun dar, daß auch für diese Schichten der 
Bevölkerung in der Wohnungsfürsorge etwas Ganzes 
getan werden kann. Daß in allen diesen Bauten auch 
die Innenausstattung im richtigen Verhältnis zum 
Hause steht, sei nur der Vollständigkeit halber erwähnt.

Noch manches ließe sich über all die 175 Aus­
stellungsbauten sagen, doch darüber würde man zu 
keinem Ende kommen. Aber das Bewußtsein nimmt 
wohl jeder Besucher mit sich, daß unsere deutsche Bau­
kunst viel Wertvolles hier geschaffen hat. Nun zu dein 
Vielen was die Ausstellung sonst bietet. Im Mittel­
punkt von allem steht der Mens ch. Er wird gezeigt, 
ivie er sich vorn Höhlendasein bis zur Gegenwart ent­
wickelte, in gesunden und kranken Tagen, in seinen 
Beziehungen zu Pflanze und Tier. Großen Raum 
nimmt die Wohlfahrtspflege in allen ihren 
Zweigen ein: öffentliche und private Für­
sorge. Die deutschen Städte, die einzelnen Kirchen 
und Relegionsgesellschaften, die Heilsarmee und das 
Rote Kreuz; alles wetteifert miteinander, um zu 
zeigen, wieviel schon an der leidenden Menschheit getan 
ist und noch getan werden muh. Den Kom m unal - 
Politiker interessiert, je nach dem Gebiete, auf dem 
er tätig ist: Städtebau, Planung, Verkehrswesen, 
Wasserversorgung, Abfallbeseitigung und -Verwertung, 
Lichttechnik, Heizung, Lüftung, Gas, Elektrizität, 
Feuerwehr und das Bestattungswefen. Die Frau 
findet reiche Anregung in der „Sonderschau der 
Fra u", die alle Lebens- und Arheitsgebiete des weib­
lichen Geschlechtes zeigt. Neben den vielen Einrich­
tungen für Leibesübungen ist besonders sehens­
wert, was in das Gebiet der Jugendpflege und 
Jugendfürsorge gehört. Ein Mustersäug- 
Iingsheim, in dem sich über ein Dutzend munterer
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Kinder tummeln, bietet ebensoviel des Interessante», 
das Jugendheim und das Haus der 

Fugend, in dem besonders das Bestreben der 
heutigen Jugend nach neuen Lebensformen zum Aus­
druck kommt.

Zwischen all den Ausstellungsbauten wirbt auch die 
warten Kunst für sich. Unter vielen anderen hat 
auch Leberecht Miggc Mustergärten mit Garten­
haus und Trockenklo ausgestellt. Damit den Besuchern 
auch sonst noch etwas geboten wird, sind mancherlei 
Vergnügungsstätten errichtet, von denen das „Plan- 
sch e t a r i u m", ein Bad mit künstlicher Wcllen- 
aildung, ivohl das besuchteste ist. Zwischen allem durch 
windet sich die Liliputbahn, um müden Besuchern ein 
Abkürzen der Wege zu ermöglichen.

Mit wertvollen Eindrücken verläßt ein jeder die 
Ausstellung. Ihn überkommt der Eindruck, daß doch 
Manches getan worden ist: getan um des Menschen 
willen. Wer aber tiefer sieht, ist sich auch bewußt, 
daß bei aller Wertung der Leibesübungen, bei noch 
stärkerem Ausbau der sozialen Fürsorge, bei noch er­
höhter Gesundheitspflege, erst dann etwas wirklich 
ganzes geschaffen werden kann, wenn es gelingt, die 
« o h n u n g s f r a g c, die brennendste aller sozialen 
wogenwartsnöte, zu lösen. Alles andere bleibt Halb­
heit, wenn nicht dieses übel bei den Wurzeln gepackt 
wird. So kann auch die „Gesolei" mit dazu beitragen, 
hierfür zu werben und die notwendige Kraft zu stärken.

Schlesischer Städtetag in Reinerz.
Vom 11. bis 13. Juni d. Is. hielt der Schlesischc 

«tädtetag seine diesjährige Hauptversammlung ab. 
Nachdem ain Freitag, den 11., eine Borstandssitzung ab- 
Kehalten worden war, fand am Abend ein Grenzland- 
ubend im Kursaal statt, auf dem Pros. Dr. Dietrich 
von der Technischen Hochschule in Breslau einen Vor- 
^ag über „Amerikas Einstellung zu Deutschland, ins­
besondere zu Schlesien" hielt. Die sehr interessanten 
Ausführungen werden in Kürze in Buchform erscheinen. 

. Am Sonnabend, den 12., vormittags, begann die 
^geistliche Hauptversammlung im Kursaal unter cben- 
wlls überaus zahlreicher Beteiligung. Der Vorsitzende, 
Oberbürgermeister Dr. Wagner, begrüßte insbeson­
dere die erschienenen Vertreter der Sclbstvcrwaltungs- 
behörden, darunter den Landeshauptmann der Provinz 
-Pederschlesien von Thae r. Der Städtetag trete in 
^»er sehr schweren Zeit zusammen, er glaubte nicht, 
buh auch nur ein einziger Stadt-Haushaltsplan den 
^sächlichen Verhältnissen standhalten werde. Die 
Wirtschaftskrise bringe ein Anschwellen der Ausgaben 
"er Wohlfahrtsämter, erhebliche Nachforderungen seien 

befürchten, wenn nicht das Reich in irgendeiner 
Ameise helfend entspringe. Trotz allem solle aber die 
Hoffnung nicht aufgegeben werden, daß die Städte auch 
"der diese Schwierigkeiten hinwegkommen werden. 
Landeshauptmann v. Thaer dankte namens der Ehren- 
hdste und wünschte der Tagung einen vollen Erfolg, 
b Dem vom Geschäftsführer desSchlesischenStädtetages, 
^stem Bürgermeister a. D. Salomo n, erstatteten 
Mchäftsbericht war zu entnehmen, daß eine ersreu- 
'Me Fortentwicklung lind Konsolidierung der Ver- 
,B,igung beschieden war, die mit 3 Städteverbänden, 
-E Stacken und 20 Landgemeinden über 2 Millionen 
Ichlesier vertrete. Nach Entgegennahme des Kassen- 

folgte die Entlastung des Vorstandes und 
^wderwahl der ausscheidenden Vorstandsmitglieder

eh Zuruf. Als nächstjähriger Tagungsort wurde 
Reiche» OS. gewählt.

Über Forderungen der S e I b st v e r w a l - 
"Og an die künftige Gesetzgebung 

referierte alsdann der Syndikus des Reichsstädte- 
bundes, Dr. H a e k e l. Den vielgestaltigen Forde­
rungen, so führte er aus, liege der große Gedanke 
des Kampfes für die Aufrechterhaltung oder besser 
Wiederherstellung der Selbstverwaltung zugrunde. 
Denn das, was wir noch besitzen, sei nur eine bedingte 
Selbstverwaltung. Sie hat drei mächtige Widersacher, 
die deutsche Wirtschaft, die Parlamente und die Re­
gierung. Die Kontrolle der Selbstverwaltung muß auf 
das Mindestmaß beschränkt werden, die Öffentlichkeit 
ist die beste Kontrolle. Die Städte wollen vollen 
Frieden mit der deutschen Wirtschaft und gegenseitige 
Verständigung über die beiderseitigen Bedürfnisse. 
Unter dem Einfluß der Wirtschaft ist auch die Stim­
mung des Landes- und des Reichsparlaments gegen die 
Gemeinden. Die Bevormundung der Gemeinden sei 
unerträglich, man verlange sparsame Wirtschaft, 
fordere aber von den kommunalen Betrieben so Hohe 
Abgaben, daß pro Kopf der Bevölkerung 6 Mark auf- 
zubringen sind und das Odium der Belastung auf die 
Städte fällt. Auch bei den Ausgaben haben die Ge­
meinden nichts zu sagen, alles wird ihnen vorgeschrie­
ben, wird gesetzlich festgelegt und obendrein noch der 
Genehmigung unterworfen. Den Abgeordneten sei zu- 
zurufen: Macht weniger Gesetze im Reiche und in 
Preußen, je weniger Gesetze, desto weniger Beamte 
brauchen wir. Das größte Ziel bleibe ein verständiger 
Finanzausgleich. Wenn das Reich mit einem großen 
Überschuß aufwarten konnte, die Gemeinden aber fast 
restlos mit Defizit abschlossen, so sei das der beste 
Beweis, daß der Ausgleich falsch war. Zu fordern sei 
in diesem Zusammenhang eine ausreichende Be­
teiligung an den Steuerquellen und das Zuschlagsrecht 
ohne Einschränkung, ferner ein gerechter Lasten- 
ausgleich auf dem Gebiete des Schulwesens und der 
Fürsorgeleistung, sowie die endgültige praktische Durch­
führung einer Verwaltungsreform. Gesprochen und 
geschrieben ist dazu genug, die neue Städteordnung ist 
darüber zum Mythos geworden. Die Städte müssen 
die Wiederherstellung ihrer Finanzhohcit und Selbst­
verantwortung verlangen, keine Verwaltungsreform 
mit weitergehender Konzentration, sondern Dezentrali­
sation: aus eigener Initiative sollten die Parlamente 
dahin wirken, daß eine Anzahl überflüssiger Behörden 
verschwinden, daß Doppelarbeit im Reich und in den 
Ländern und innerhalh der Landesbehörden vermieden 
wird. Die Selbstverwaltung, um die uns das Ausland 
beneide, dürfe nicht weiter eingeschränkt werden und 
verloren gehen. (Lebhafter Beifall.)

Stadtverordneter L a n g e r - Hirschberg lenkte die 
Blicke der Versammlung auf die bevorstehende, ins 
Unerträgliche steigende Belastung der Gemeinden durch 
die Unterhaltung der ausgesteuerten Arbeitslosen. Das 
Zurückgehen der veröffentlichten Zahlen über die unter­
stützten Arbeitslosen verleite zu einem Trugschluß. Sie 
verminderten sich in der Hauptsache um die Aus­
gesteuerten, die vollständig dem Wohlfahrtsamt zur 
Last fallen. Was soll werden, wenn im Laufe der 
nächsten Monate die ungeheuren Massen sämtlich aus­
gesteuert sein werden? Die Fürsorgeetats würden glatt 
über den Haufen geworfen und den Gemeinden ge­
waltige Lasten auferlegt, werden. Auch die Bestim­
mungen über Notstandsarbeiten zeigen, daß die Leute 
am grünen Tisch keine Ahnung von der Praxis haben. 
Nach längerer Aussprache, an der sich u. a. Oberbürger­
meister Snay - Görlitz, Oberbürgermeister Geisler- 
Eleiwitz, Landtagsabgeordneter Landrat Dr. Peucker- 
Glatz, Bürgermeister B ö e r - Groß-Wartenberg und 
Stadtv. Carl Wilhelm Wolf- Breslau beteiligten, 
welch letzterer davor warnte, einen nicht bestehenden 
Gegensatz zwischen der deutschen Wirtschaft und der 
Selbstverwaltung der Gemeinden zu konstruieren, 
wurde folgende Entschließung einmütig angenommen:
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Die erdrückende, sich täglich steigernde Belastung 
der Gemeinden mit Wohlfahrtsausgaben aller Art, 
die Wirtschaftskrise, die durch Anwachsen der Zahl 
der ausgesteuerten Erwerbslosen die Wohlfahrts- 
etats der Gemeinden zum Brechen belastet, zwingen 
zu der Forderung, daß Reich und Staat sofort die 
Kosten für die ausgesteuerten Erwerbslosen über­
nehmen. Auch bei den Bauarbeitern muß die Für­
sorge in gleichem Matze wie bei den übrigen Ar­
beitern einsetzen. Ferner wird dringend darum 
ersucht, datz in Berücksichtigung der großen Woh­
nungsnot und der Notlage der Bauarbeiter auch hier 
Notstandsarbeiten in größerem Umfange zugelassen 
werden.

Kommt nicht bald Hilfe, brechen spätestens im 
Herbst zahlreiche Gemeinden finanziell zusammen.

Der Schlesische Städtetag, als Sprecher von zwei 
Millionen städtischer Einwohner, fordert schleunige 
Hilfe von Reich und Staat.
über Eingemeindungsfragen im Lichte 

des Allgemein- und Staatswohls sprach alsdann 
Bürgermeister Coldjtz - Gleiwitz. Er legte in großen 
Umrissen die Entwicklung der Städte, ihr Aus- 
dehnungsbedürfnis und ihre Eingemeindungspolitik 
dar, sowie die Grundsätze, unter denen die Eingemein­
dung stattzufinden habe, damit sie nicht zum Schaden 
der Allgemeinheit verzögert oder unmöglich gemacht 
werden. Oberbürgermeister Dr. Wagner ergänzte 
die Ausführungen. Auch er vertrat den Standpunkt, 
daß Parlament und Staat sich eingehend mit derartigen 
Eingemeindungsfragen zu beschäftigen haben, und es 
scheine, daß diese Einsicht auf dem Marsche ist. Bürger­
meister Salomon berichtete über seine Arbeiten der 
Eingemeindungsfragen in den kleineren Städten und 
Regierungsrat Dr. Hauck vom Bezirksausschuß Bres- 
lau versprach den vielfältigen Anregungen, die die 
Erörterung dieser Themas gebracht haben, nachzugehen.

Es folgte dann die Aussprache über die Vorträge 
über „Einkammer- oder Zweikammersystem", gehalten 
auf der erweiterten Vorstandssitzung in Breslau am 
21. November vorigen Jahres. Oberbürgermeister Dr. 
Weiß-Ludwigshafen hatte damals das Wesen der 
bayerischen Stadtratsverfassung und die Erfahrungen 
mit diesem Einkammersystem dargelegt, während 
Stadtverordneten-Vorsteher Iustizrat Dr. Ablaß- 
<birscbberg für die Beibehaltung des bestehenden, auf 
der Steinschen Städteordnung basierenden Zwei­
kammersystems eingetreten war. Oberbürgermeister 
Dr. W a g n e r wies als erster Redner auf die rheinische 
Bürgermeistereiverfassung hin, die der Deutsche Städte­
tag zur allgemeinen Einführung empfohlen hatte. Sie 
bedeute eine gewisse Heraushebunq des Oherbürger- 
meisters, ohne dessen Zustimmung keine Beschlüsse der 
Stadtverordneten-Bersammlung ausgeführt werden 
können. Sie ähnele in gewissem Sinne dem fran­
zösischen Präfektursystem, kenne aber, im Gegensatz zu 
diesem, in einer Reihe von Fällen keine obere Instanz 
über dem Bürgermeister. Es sei zuzugeben, daß sie 
eine gewisse Diktatur bedeute, die ihre Vorteile und 
Schattenseiten habe. Vorteile, wenn ein tüchtiger Mann 
an der Spitze der Gemeinde stehe, der ein Ansporn für 
ein mächtiges Aufblühen sein würde, Nachteile, weil 
keine Gewähr dafür stehe, daß ein hervorragender 
Mann immer die Geschicke der Stadt lenke. Die Stein- 
sche Städteordnung kannte ebenfalls nur eine Kammer, 
die Stadtverordneten-Bersammlung, erst seit 1853 
wurde das jetzige Zweikammersystem eingeführt. Auch 
das bayerische System habe seine Vorzüge, er stehe 
aber nicht an, für die rheinische Verfassung eine Lanze 
zu brechen, das Einkammersystem scheine ihm auf dem 
Marsche zu sein, wenn seine Einführung auch nicht von 
heute auf morgen zu erwarten sei.

Iustizrat Dr. Ablaß setzte sich mit gleicher Wünnc 
wie im Vorjahr für die bestehende Verfassung ein. 
Man solle nicht ohne Not an ihr rütteln, die auf den 
Ideen des größten Demokraten, der je als Staatsmann 
wirkte, den Ideen des Freiherrn von Stein, beruhe- 
Er befürchte aus der rheinischen Verfassung eine 
Diktatur der Bürokratie. Das sei um so gefährlicher 
in einer Zeit, in der die Idee der Diktatur in der 
Luft liegt. Die bayerische Verfassung schaffe im Stadt­
rat der großen Städte ein zu großes Gremium, dessen 
Handlungsfreiheit zu stark durch die politischen Par­
teien beeinflußt werde. Schon das Steinsche System 
werde heute durch die politischen Parteien be­
einträchtigt. Der Entwurf, der dem Landtage vorliege, 
möge möglichst bald in die Wolfsschlucht geworfen 
werden, mit einer Überfülle von Paragraphen und 
Bestimmungen verbaue der Entwurf den Weg der 
Vernunft, die Freiheit der Bewegung. Auf dem Gebiete 
des Gemeindelebens müsse Dezentralisation herrschen, 
die uns groß gemacht hat. Im Augenblick sei die 
Frage des Abbaus untragbar, zäher denn je müßten 
die Städte an dem köstlichen Gut festhalten.

Nach längerer Aussprache, die sich in der Haupt­
sache um die Notwendigkeit einer Entschließung drehte, 
wurde mit großer Mehrheit dem folgenden Antrag 
Ablaß zugestimmt:

Die am 12. Juni 1926 anwesenden Mitglieder des 
Schlesischen Stüdtetages erklären, an der bestehenden 
Magistratsverfassung festzuhalten.
Damit hatten die Verhandlungen ihr Ende erreicht, 

mit Dank an die Stadt Reinerz und ihren Bürger­
meister Dr. GoebeI und einem Hoch auf beide schloß 
Oberbürgermeister Dr. Wagner die Tagung.

Der Internationale Städtebaukongreß in Wien 
(14.—19. September) findet lebhaftestes Interesse. UM 
die Hinfahrt zu verbilligen, soll der Versuch gemack» 
werden, die Teilnehmer für bestimmte Züge z" 
sammeln, denn erst bei Reisegruppen von 30 Personen 
tritt eine Fahrpreisermäßigung (25 ?L) ein. An vier 
nach Wien führenden Hauptlinien sollen Sammelstellen 
mit je einem Vertrauensmann errichtet werden. Al- 
folche kommen in Betracht: 1. Karlsruhe—Stuttgart. 
2. Köln—Frankfurt a. M.—Wllrzburg, 3. Hamburg— 
Berlin—Dresden. 4. Breslau—Oppeln. Nähere Aus­
kunft erteilt der Generalsekretär der Deutschen Garten­
stadtgesellschaft A. Otto. Berlin N W. 6, Luisenstr. 2» 
Fernsprecher: Norden 7181.

Schlesischer Bodenreform- und Heimstättentag.
Der Bund Deutscher Bodenreformer, Landesverband 

Schlesien, hält seine Hauptversammlung am 18. un° 
19. September 1926 als Schlesischer Bodenreform- uN° 
Heimstättentag in Neiße O/S ab.

Tagesordnung:
Sonnabend, den 18. September:
4 Uhr nachm.: Vorstandssitzung. Stadthaus, Runde- 

Zimmer.
5^- Uhr nachm.: Mitgliederversamlung im kleine' 

Stadthaussaal:
1. Geschäftsbericht und Kassenbericht. 2. Antragc- 
3. Aussprache. 4. Vorstandswahl.

7 Uhr abends: Abendessen im Speisesaal des Star" 
Hauses. .

8 Uhr abends: Öffentliche Versammlung im große' 
Saale des Stadthauses.
1. Begrüßungen. .
2. Vortrag: Johannes Lubahn, Drrektor oe' 

Heimstattenamtes der deutschen Beamtenschal -
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Berlin: „Der Heimstättengedanke und die 
deutsche Beamtenschaft."

3. Vortrag: Bürgermeister S t u m p f e - Köben: 
„Großsiedlung in der Kleinstadt, ein Weg zur 
wirksamen Bekämpfung der Wohnungsnot."

4. Fragenbeantwortung.
Sonntag, den 18. September:

Uhr vorm.: Bodenreform-Festgottesdienste.
10 Uhr vorm.: Führung durch die neuen Siedlungen.
Ul/- Uhr: Große öffentliche Volksversammlung im 

Konzerthaus „Erholung", Hohenzollernstr.: Vor- 
trag: v. Or. Adolf D a m a s ch k e - Berlin: „Der 
Kamps um unsere verfassungsmäßigen Grund­
rechte."

1 Uhr mittags: Gemeinsames Mittagessen in der „Er­
holung".

4 Uhr nachm.: Fortsetzung der Mitgliederversammlung 
im Bürgerlichen Brauhaus, Iosefstraße.
1. Bericht über die internationale Konferenz in 

Kopenhagen. Referent: Gewerbe-Oberlehrer 
Ernst Benter, Breslau.

2. Berichte über die Bundesarbeit in Schlesien und 
Oberschlesien.

Uhr nachm.: Sonderversammlung der Vertreter 
der oberschlesischen Wohnungsbauvereine der Be­
amten und Angestellten im Bürger!. Brauhaus. 
Uhr abends: Öffentliche Versammlung im großen 
Saale des Brauhauses:
1. Bortrag: Max Wagner, 1. Vorsitzender des 

Sächsischen Landes-Siedlungs-Verbandes: „Was 
erwarten wir vom deutschen Wohnheimstätten- 
gesetz?"

2. Fragenbeantwortung.
Bei rechtzeitiger Anmeldung, die an Herr» Steuer­

inspektor Kleinert-Neiße OS., An der Umflut 12, 
äu richten ist, wird Freiquartier in Aussicht gestellt.

Ausstellung „Mein Kleingarten".
Der Vezirksverein Breslauer Kleingarten-Vereine 
V„ veranstaltete vom 22.—24. August eine Aus­

stellung mit der Überschrift: „Mein Kleingarten".
Wer unter diesem Titel lediglich eine Schaustellung 

vo» Erzeugnissen und Musterbeispielen von Schreber­
gärten erwartet hatte, sah sich zunächst durch die Fülle 
eer verschiedensten Gebiete überrascht, über die er durch 
?se Ausstellung unterrichtet wurde. Denn neben der 
^chauausstellung, in der von 33 Vereinen und Einzel- 
Aisstellern alle denkbaren Erzeugnisse des Obst-, 
"emüse- und Blumengartens in wahren Pracht- 
^Mplaren gezeigt wurden, gab eine Lehrausstellung 
^schöpfende Auskunft über Bedeutung des Klein- 
Mrtenbaues in der Volkswirtschaft, über Pflanzen- 
OAutz, über Schädlingsbekämpfung mit der Unter- 
oteilung Vogelschutz, über Bodenbearbeitung, Dün­

ung, Obstbaumpslege, über Gemüse- und Obst- 
erwertung, Fachliteratur u. a. m. Daneben brächte 
^ gewerbliche Schau eine Übersicht über sämtliche 

und Hilfsmittel des Kleingartenbaues, wie jie 
- den neuesten Erfahrungen immer vollkommener 

oen Handel gebracht werden.
y Stärker jedoch als durch diese Reichhaltigkeit der 

Gebiete bewies die Ausstellung die 
s„jst^wsberechtigung des Kleingartens durch die Un- 
d mme von Liebe und Freude, mit der die Aussteller 
siü ^."äelnen Kojen ausgestattet hatten, und in der 

°ie Lebensfreude wiederspiegelte, die ein Klein­
sten zu geben vermag.

Zu welcher Wirtschaftlichkeit und Schönheit ein 
Kleingarten innerhalb eines Jahres gebracht werden 
kann, beweisen die Mustergärten östttch der Pergola 
in Scheitnig, deren Besuch jedem empfohlen werden 
kann.

Berliner Magistratsbeschluß zur Linderung der 
Wohnungsnot.

Der „Deutschen Allgemeinen Zeitung" entnehmen 
wir folgendes:

Der Magistrat Berlin hat die Beschlüsse der Stadt­
verordnetenversammlung über Maßregeln zur Linde­
rung der Berliner Wohnungsnot beraten und ihnen mit 
einigen Ergänzungen bezw. Erläuterungen zugestimmt. 
Danach sind zunächst die im Beschluß der Stadtverord­
netenversammlung bewilligten 2ö Millionen Mark auch 
vom Magistrat bewilligt. Bisher standen nur 10 Millio­
nen Mark im Etat 1926. Von den 25 Millionen Mark 
sind 15 Zusatzhypotheken zum Bau von Woh­
nungen für unbemittelte und kinderreiche Familien 
umgehend bereitzustellen. Ferner sollen verwandt 
werden: 1)4 Millionen Mark als Arbeitgeberdarlehen 
für wohnungsbedürftige städtische Beamte, Angestellte 
und Arbeiter, 230 000 Mark als zinslose Darlehen für 
erblindete Kriegsteilnehmer und 2 Millionen Mark als 
Darlehen zur Wiederherstellung von Verfallswoh­
nungen.

Diese Mehrbeträge sollen in Form einer Anleihe 
bei der städtischen Sparkasse ausgenommen und all­
mählich nach Maßgabe des tatsächlich eintretenden Be­
darfs angefordert werden. Der dann noch verbleibende 
Rest von 6,27 Millionen Mark soll bis zum Februar 
1927 für Zusatzhypotheken des nächsten Baujahres 
bereitgestellt werden.

Hinsichtlich der von den Stadtverordneten be­
schlossenen Bekämpfung des Baustoff­
wuchers hat der Magistrat ebenfalls Stellung 
genommen. Da der Stadt jede rechtliche Handhabe 
oder sonstwie gearteter Einfluß fehlt, soll die Woh- 
nungsfllrsorgegesellschaft Berlin m. b. H- angewiesen 
werden, die von ihr bisher bewirkte Vermittlung von 
Baustoffen an die ausführenden Baufirmen beizu- 
behalten, um so, wenn nötig, etwa in die Erscheinung 
tretenden Preistreibereien entgegenwirken zu können. 
Schließlich beschloß der Magistrat im Zusammenhang 
hiermit, bei dem Bau von Wohnungen in geschlossenen 
Blocks größeren Umfangs einen etwa dadurch ent­
stehenden Bedarf an Schulgrundstücken in Berück­
sichtigung zu ziehen. Die Neuschaffung von Schul- 
räumen ist von Fall zu Fall durch Fühlungnahme mit 
der Schulverwaltung vorzubereiten.

Ist der Wohnungsbau produktiv?
Zu oft hört man jetzt in Industrie- und Finanz­

kreisen, der Wohnungsbau sei unproduktiv und „binde 
Kapital". Die Kreise tun fast so, als würde das Geld 
selbst, ähnlich wie die Kalksteine oder der Mörtel, in 
den Bau hineingemauert ohne ein Wiedersehen! Man 
muß diesen banalen Vergleich bringen, wenn man 
immer und immer wieder die wohlwollende Warnung, 
daß das in Wohnungsbauten gesteckte Geld Kapital 
binde und unproduktiv sei, hört. Wie ist es denn 
in Wirklichkeit? Wie vollzieht sich denn der Kreislauf 
des für Bauzwecke hingegebenen Geldes? Wenn das 
Baugewerbe, der Bauarbeiter, das Transportgewerbe, 
die Baustoff-Fabriken, Architekten und Händler, Be­
sitzer und Angestellte reichliche Arbeit und ange­
messenes Einkommen haben, so merkt es der Landwirt 
draußen im Lande ebenso wie der Textilgrossist am 
Berliner Hausvogteiplatz. Die Webereien im Rhein­
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gebiet, in Sachsen, Schwaben und Schlesien und wo sie 
sonst noch liegen, die Schuhfabriken in Pirmasens 
oder in Erfurt, die Möbelfabriken ebenso wie Klein- 
eisenwaren- und Hausgerätefabriken, kurz und gut, fast 
alle Gewerbezweige und Berufe werden an dem 
wiederauflebenden Betriebe wahrnehmen, daß sich in 
Deutschland irgendwo irgendwelche Schichten konsum- 
kräftiger Bevölkerung langsam bilden, anwachsen, sich 
ständig vergrößern, immer neue Arbeitskräfte und 
Betriebe in den Produktionsprozeß hineinziehen. Selbst 
die Banken, die sich ziemlich ablehnend gegen eine 
Finanzierung des Wohnungsbaues, namentlich durch 
Ausländsanleihen, verhalten, werden in ihrem aufleben­
den Gewerbe mißliche Arbeit finden. Und statt daß 
die öffentlichen Kassen ihre Gelder für unbeschäftigte 
Erwerbslose und als Unterstützungen für die aus Not 
und Kummer erkrankten, verarmten Menschen hinzu­
geben haben, werden sie bei einer flott angckurbelten 
Bautätigkeit steigende Steuereinnahmen verzeichnen, 
und die aus dem Gleichgewicht gekommenen Budgets 
der Gemeinden und der Länder dürften sich bald 
wieder balanzieren.

Die Auswirkungen einer großen Wohnungsneubau- 
tätigkeit gehen ungewollt weit über den aesteckten 
Rahmen, nämlich die Wohnungslosen mit gesunden 
Wohnungen zu bedecken, hinaus, indem sie also zugleich 
eine gewaltige Arbeitsbeschaffung bedeutet. Wenn man 
beispielsweise annimmt, daß der Bau einer Wohnung 
von Durchschnittsgröße Beschäftigungsmöglichkeiten 
für etwa zehn Arbeitskräfte, schematisch auf das Jahr 
umgerechnet (in der Praxis geschieht der Neubau in 
kürzerer Zeit mit mehr Arbeitskräften), bietet, so 
stellen die in einem Jahr zu errichtenden, sagen wir, 
200 000 Wohnungen eine Arbeitsbeschaffung von über 
2 Millionen Arbeitskräften dar. Rechnet man die 
Größe einer normalen Arbeiterfamilie 5 Köpfe, so 
bietet demnach dieses Bauprogramm eine Brot­
versorgung für 10 Millionen Menschen.

Auf den Einwand, daß man wegen Mangel an Bau­
arbeitern ein so umfangreiches Bauprogramm nicht 
ausführen könne, ist zu bemerken, daß bei einem Still­
stand oder bei einer Beengung der Bautätigkeit an 
die Erhaltung und Neuheranziehung eines gut durch­
gebildeten Facharbeiterstandes überhaupt nicht zu 
denken wäre. Trotzdem jetzt die Bautätigkeit im 
Gange ist, ist noch ein hoher Prozentsatz Bauarbeiter 
erwerbslos.

Schon diese Andeutung mag zeigen, daß auch der 
Staat mit dem Wohnungsbau, wenn auch unbewußt 
und ungewollt, ein Geschäft im guten Sinne macht. 
Denn schließlich bedeutet die Arbeitsbeschaffung für 
eine Million Arbeitskräfte oder die Versorgung für 
10 Millionen Menschen eine gewaltige Verminderung 
der unproduktiven Erwerbslosenfürsorge und nicht zu­
letzt ein größeres Steueraufkommen. Berechnet man, 
daß ein Arbeiter durchschnittlich jährlich 100—150 Mk. 
Lohnsteuer abführt, ganz knapp gerechnet, so hat der 
Staat schon hieraus eine Einnahme von jährlich 200 
bis 300 Millionen Mark. Hierzu kommt noch das 
Steueraufkommen der Baustoffindustrie, der Bauunter­
nehmungen usw. Dabei ist die indirekte Konsumsteige­
rung der im Wohnungsbau Beschäftigten natürlich nicht 

mit einbezogen. Zu berücksichtigen ist ferner der schon 
erwähnte Ausfall der Ausgaben für Erwerbslosen- und 
andere Unterstützungen. Der Fehlbedarf an Woh­
nungen für ganz Deutschland wird bekanntlich, niedrig 
gerechnet, auf 700 000 geschätzt und der jährliche Neu­
bedarf für den Zuwachs der Bevölkerung mindestens 
aus 150 000 Wohnungen. Mit Hilfe der uns zur Ver­
fügung stehenden Bauarbeiter und Baustoffe könnten, 
wie es in der soeben herausgekommenen Begründung 
zum Entwurf eines Gesetzes über die Bereitstellung 
von Kredit zur Förderung des Kleinwohnungsbaues 
heißt, im Jahre 1926 rund 200 000 Wohnungen herge­
stellt werden.

Wenn man geneigt ist, andere Industriezweige s»? 
produktiver als den Wohnungsbau zu halten, so liegt 
das wohl nicht nur daran, daß man nicht immer so­
gleich alle Auswirkungen des Wohnungsbaues am 
Wirtschaft und Staat und auch nicht die letzten und 
feinsten Auswirkungen auf Volksgesundheit, Volks­
kraft und Staatsgesinnung nachsühlt und offen liegen 
sieht, also die wirtschaftlichen, politischen und sittlichen 
Kräfte des Wohnungsbaues unterschätzt, während man 
die produktive Auswirkung anderer Arbeiten nicht 
selten überschätzt. Einem nachdenklichen Wirtschafts­
führer drängen sich bei dem Thema, welche Gewerbe­
zweige sind besonders produktiv, folgende Fragen anst 
Ist es denn produktiver, wenn unser gewiß nicht be­
sonders reiches Volk für Bier, Schokoladen, Zigaretten 
und wie all die schönen, schmackhaften Dinge heißen, 
insgesamt mehr Geld ausgibt als für die Herstellung 
gesunder Wohnungen? Dabei soll gewiß nicht über­
sehen werden, daß die Genußmittel- und Luxus­
industrie vielen Hunderttausenden Arbeitnehmern und 
Arbeitgebern Einkommen und Arbeit gewährt.

Stammt unsere vorjährige passive Handelsbilanz 
neben der starken Einfuhr von Nahrungsmitteln nicht 
zum großen Teile aus der etwas reichlichen Einfuhr 
von Textilstofsen, von fertigen Bekleidungsartikcl» 
und entbehrlichen Luxuswaren aus dem Auslande? 
Das gesunde Wohnen hat gewiß den Vorrang vor ver­
schwenderischer Kleidung oder vor Genutzmittelver- 
brauch. Hat unsere Fertigindustrie (Textilwarem 
Chemikalien, Nahrungs- und Genußmittel usw.) noch 
nicht die schlimmen Folgen des deutschen Exportes von 
„Fertigfabrikations-Maschinen" am eigenen Leibe ver­
spürt? Bildet doch jede aus Deutschland exportierte 
Maschine für die Fertigfabrikation einen neuen Kon­
kurrenten auf dem Weltmärkte und die Ursache 3" 
ständig sinkender Exportmöglichkeit! Ist der Kohlen- 
und Erzbergbau volkswirtschaftlich auch dann pro­
duktiv, wenn die unter so viel Mühe und persönliche" 
Opfern aus dem Schoße der Erde geholten Rohstoff? 
für eine etwa unnütze oder unproduktive Gütercr- 
zeugung verwendet werden?

Diese verfänglichen und zum Nachdenken zwingen­
den Fragen soll man gewiß nicht allzu tragisch nehme», 
ober man soll andererseits auch denjenigen, die den 
Wohnungsbau für produktiv halten, Gerechtigkeit 3»- 
teil werden lassen. Denn die Gründe, die daf>» 
sprechen, sind mindestens ebenso beweiskräftig als die­
jenigen, welche für die produktive Auswirkung anderer 
Gewerbezweige sprechen. Böhme.
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Gesetze unü verorönungen.
Zweite Verordnung zur Durchführung öerhaus- 

zinssteuerverorünung vom 2. 7. 1926.
Auf Grund des § 7 Absatz 3 der Hauszinssteuer- 

oerordnung vom 2. 7. 1826 sG.-S. S. 213) wird folgen­
des verordnet:

Artikel 1.
8 1.

... Die mit Beihilfen aus öffentlichen Mitteln ausge- 
luhrten Neubauten, die nach dem 1. 7. 1918 bezugs­
fertig geworden sind, unterliegen vom 1. 7. 1926 ab 
der Hauszinssteuer nach Maßgabe der 8 1, 8 2 Absatz 3, 
V 5, 8 3, 8 4 Absatz 1 und 2, §8 6, 8, 9'und 10 der 
Hauszinssteuerverordnung vom 2. Juli 1926 (G.-S. 
C. 213) und der hier nachfolgenden Bestimmungen.

8 2.
Als Beihilfen aus öffentlichen Mitteln gelten solche, 

die gewährt worden sind auf Grund
u) der Bestimmungen des Bundesrats für die Ge­

währung von Baukostenzuschüssen aus Reichs­
mitteln vom 31. 10. 1918 (RZBl. S. 1160),

ist der Bestimmungen des Reichsrats über die Ge­
währung von Darlehen aus Reichsmitteln zur 
Schaffung neuer Wohnungen vom 10. 1. 1920 
<RZBI. S. 56),

e) der Ausführungsbestimmungen zu dem Gesetze vom 
14. 1. 1921, betreffend die Bereitstellung von 
Staatsmitteln zur Abbürdung der Baukostenüber- 
teuerung vom 25. 2. 1921, 28. 2. 1922, 17. 4. 1923*).

*) VMBl. 1921 S. 131, 1922 S. 169, 1923 S. 255.

8 3.
Die Steuer beträgt 500 v. H. der nach den Vor- 

Ichriften des Gesetzes vom 14. 2. 1923 (G.-S. S. 29) 
o»d seiner Abänderungen veranlagten vorläufigen 
Steuer vom Grundvermögen.

8 4-
Bauten, für welche die von Reich, Staat oder Ge- 

nnunde gewährten Beihilfen l8 2) mit wenigstens 
40 v. H. ihres Goldmarkwertes gemäß 8 3 der Dritten 
Verordnung zur Durchführung der Preußischen Steuer­
notverordnung vom 12. 7. 1924 sG.-S. S. 578) zurück- 
gezahlt worden sind, sind von der Hauszinssteuer 
befreit.

8 5.
Der Ertrag der Steuer s8 3), der ausschließlich zur 

Förderung der Bautätigkeit auf dem Gebiete des Woh­
nungswesens bestimmt ist, fließt zur Hälfte den Stadt- 
Nnd Landkreisen und den kreisangehörigen Städten, 
Landgemeinden, Ämtern und Landbürgermeistereien 
nnt mehr als 10 000 Einwohnern, denen nach 8 11 der 
Hauszinssteuerverordnung vom 2. 7.1926 (G.-S. S. 213) 
b>e Verwendung des zur Förderung der Bautätigkeit 
ouf dem Gebiete des Wohnungswesens bestimmten 
Teiles der Hauszinssteuer übertragen ist, nach Maß­
gabe des örtlichen Aufkommens zu. Das gleiche gilt, 
ohne Rücksicht auf die Einwohnerzahl, - für die Städte, 
Ofe nach 8 28 Absatz 1 der Kreisordnung sür die Pro- 
o>nz Hannover vom 6. 5. 1884 <G.-S. S. 181) den 
Städten mit mehr als 10 000 Einwohnern gleich­
gestellt sind.

Artikel II.
..Der Staat verzichtet zugunsten der Verfahrens- 

^üger (Gemeinden usw.) auf die Rückzahlung der 
Schuldscheindarlehen, die den Verfahrensträgern (Ge­
meinden usw.) in der Zeit vom September 1922 bis 
2Um Mai 1923 als erste, zweite, dritte Reichskredithilfe 

und vierte preußische Kredithilfe gewährt worden sind, 
soweit diese Betrage an die Staatskasse noch nicht 
abgeführt sind.

Artikel III.
Diese Verordnung tritt mit dem 1. 7. 1926 in Kraft. 

Mit dem gleichen Tage tritt die Dritte Verordnung 
zur Durchführung der Preußischen Steuernotverord­
nung vom 12. 7. 1924 (G.-S. S. 578) und die Vierte 
Verordnung zur Durchführung der Preußischen Steuer­
notverordnung vom 20. 9. 1924 (G.-S. S. 605) außer 
Kraft.

Der Minister für Volkswohlfahrt.
H i r t s i e f e r.

Der Finanzminister.
Höpk er-Aschoff.

Erlaß ües preuß. Ministers für Volkswohlfahrt 
vom 2t. 7. 1926 betr. Zörüerung ües Gaues 

von Lanüarbeiterwohnungen.
III. H. IV Nr. 943.

-V Erhöhung der Einheitssätze.
Die im Abschnitt L Ziffer 3 der „Bestimmungen für 

die Förderung des Baues von Landarbeiterwohnungen 
aus Mitteln der produktiven Erwerbslosenfürsorge im 
Rechnungsjahre 1926" (Runderlah vom 23. März d. Is. 
— III. II. I. 1500 —) genannten Einheitssätze sind im 
Einvernehmen mit dem Herrn Präsidenten der Reichs- 
arbeitsverwaltung erhöht worden. Es können danach 
folgende Höchstsätze gewährt werden:

Bei Werkwohnungen: bei Eigenheimen: 
1 für 1 gm Wohn­

fläche .... 45R^( 60R.1t
2. für 1 gm Stall­

fläche .... 30R.lt 40R.lt
3. für 1 gm Scheu-

nenfläche ... 1b R^t 20 R^t
Diese Erhöhung bezieht sich nur auf Bauten der 

Maßnahme 1926, die am 1. April d. Is. noch nicht 
begonnen waren. Die Gewährung der im Abschnitt II 
Ziffer 4 a. a. O. genannten Zusatzdarlehen ist darüber 
hinaus unter den bisherigen Voraussetzungen zulässig.

8. Sicherung der Tilgungsdarlehen.
Abschnitt I? Absatz 2 der genannten Bestimmungen 

erhält folgende Fassung: „Für die einzutragende 
Hypothek wird ein bestimmter Rang nicht nor- 
geschrieben. Sie ist jedoch an sicherer Stelle, jedenfalls 
innerhalb von fünf Sechsteln des nach den Beleihungs- 
grundsätzen der öffentlich-rechtlichen Kreditanstalten 
festzusetzenden Wertes einzutragen. Bei Eigen­
heimbauten sowie Bauten der Landarbeiterheim- 
stättengenossenschasten nach dem Brandenburger System 
(Abschnitt L Schlußsatz a. a. O.) kann, sofern die Finan­
zierung des einzelnen Bauvorhabens andernfalls auf 
unüberwindliche Schwierigkeiten stoßen würde, der 
Sicherungshypothek des Staates insoweit eine Be­
lastung bis zu 2000 R-R vorangehen, als diese Be­
lastung des Grundstücks zusammen mit dem Werte der 
Sicherungshypothek den Betrag von 8000 R.lt nicht 
überschreitet. In keinem Falle darf der Sicherungs­
hypothek eine höhere Belastung als 90 v. H. des Wertes 
des bebauten Grundstücks — vermindert um den 
Betrag der Sicherungshypothek — vorangehen."
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L. Tilgungsfristen bei Eigenheim­
bauten.

Abschnitt 12 Ziffer 1 der vorgenannten Bestim­
mungen erhält folgende Fassung:

„1. Als Beihilfe werden zinslose Darlehen gewährt, 
die innerhalb einer Frist von 10 Jahren zu tilgen sind. 
Bei Landarbeitereigenheimen kann der Regierungs­
präsident eine Tilgungsdauer von 20 Jahren zubilligen. 
In besonders gelagerten Ausnahmefällen, in denen 
nachweislich die jährliche Belastung des Eigenheim­
erbauers durch Verzinsung und Tilgung der Hypo­
theken untragbar werden würde, kann der Regierungs­
präsident eine Tilgungsdauer von insgesamt 30 Jahren 
zulassen.

Die Tilgungsraten sind jährlich am 1. Oktober, 
jedoch frühestens 6 Monate nach Fertigstellung des 
Baues, fällig und zur Einziehung zu bringen.

Der Regierungspräsident hat in der Anerkennung 
die Höhe der jährlichen Tilgungsrate festzusetzen. Der 
Forderungsbetrag ist auf volle 10 R^t nach unten ab- 
zurunden."

Die Träger des Verfahrens und die Landesarbeits­
ämter haben Abdrücke dieses Erlasses unmittelbar er­
halten. Abdrücke für die Landräte des dortigen Bezirks 
liegen bei.

In Vertretung: C o n z e.

Erlaß -es preußischen Ministers für Volks­
wohlfahrt vom 20. 7. 192-, betr. Zör-erung 
-es Laues von Lan-arbeiterwohnungen aus 
Mitteln -er proüuktiven Erwerbslosenfürsorge.

111. 11. 1. Nr. 2036/26.
Von zuständiger Seite ist darauf hingewiesen 

worden, daß der Mangel an angemessenen Unter­
künften auf dem Lande nicht nur von inlandsdeutschen 
Landarbeitern, sondern vielfach auch von ausländischen 
Landarbeitern deutscher Abstammung als zwingen­
der Grund zur Auswanderung aus Deutschland ange­
führt wird.

Ich mache deshalb darauf aufmerksam, daß sich die 
Bestimmung in Abschn. II11 Absatz 1 meiner „Richt­
linien" sRunderlatz vom 23. März d. Is. — III. H. I. 
1500 —), derzufolge Tilgungsdarlehen aus Mitteln der 
produktiven Erwerbslosenfürsorge zum Bau von Land­
arbeiterwohnungen nur an Reichsdeutsche vergeben 
werden dürfen, ausschließlich auf die Bauhe r r e n, 
d. h. die — vermögensrechtlichen — Eigentümer 
der geförderten Werkwohnungen und Eigenheime be­
zieht. Für die Benutzer (Insassen) der Werk­
wohnungen ist diese Bedingung jedoch nicht vorgesehen. 
Diese brauchen mithin nationalpolitisch dem Deutschen 
Reiche nicht unbedingt angehören. Vorgeschrieben ist 
lediglich, daß sie „deutschstämmig" sind, d. h. stammes- 
mäßig dem deutschen Volkstum zugehören (vergl. Ab­
schnitt I. 0. s. und Abschn. III Ziffer 7 der vorgenannten 
Richtlinien).

Die aus Mitteln der produktiven Erwerbslosen­
fürsorge geförderten Werk Wohnungen können sonach 
gegebenenfalls auch mit deutschstämmigen Rück­
wandererfamilien besetzt werden. Als deutschstämmiger 
Rückwanderer gilt ein im Auslande ansässig gewesener 
ehemaliger Reichsdeutscher oder der Nachkomme eines 
solchen, sofern er sich deutsche Gesinnung, Gesittung 
und Lebensart erhalten hat und die deutsche Mutter­
sprache beherrscht. Dies ist bei den rußlanddeutschen 
Kolonisten z. B. fast ausnahmslos der Fall.

AIs deutschstämmige Ausländer sind auch die dem 
reichsdeutschen Volke stammverwandten Bewohner der 

deutschen Sprachgebiete des Auslandes (Volksdeutsche^ 
anzusehen, sofern sie die gleichen Voraussetzungen wie 
ehemalige Reichsdeutsche und deren Nachkommen er­
füllen.

In bezug auf den Nachweis der einwandfreien 
deutschen Abstammung besteht sür die betreffenden 
Ausländer im Bedarfsfälle die Möglichkeit der Be­
schaffung amtlicher Deutschstämmigkeitsbescheinigungen, 
die von der Reichsstelle für das Auswanderungswese» 
in Berlin HVV. -10, Moltkestrahe 5, erteilt werden.

In Vertretung: Dr. K l a u s e n e r.

Erlaß -es preuß. Ministers für Volkswohlfahrt 
vom 12. 7. 192- betr. Znftanöfetzung von Mt- 

wohnungen.
- II. 10. Nr. 360 W.M. - II. 13. 8309 F.M. -
In Ausführung einer Entschließung des Preußischen 

Landtages vom 23. Juni d. Is. zur dritten Beratung 
des Gesetzentwurfs zur Änderung der Preußische» 
Steuernotverordnung wird hiermit bestimmt, daß mit 
Wirkung vom 1. Juli 1026 Mittel aus dem Hauszins­
steueraufkommen auch für die Instandsetzung von Alt­
wohnungen verwendet weroen.

Die auf Grund der Vorschrift in 8 11 Absatz 1 der 
Hauszinssteuerverordnung vom 2. Juli 1026 von uns 
ausgestellten Richtlinien über die Verwendung von 
Hauszinssteuermitteln für die Instandsetzung von Alt­
wohnungen übersenden wir mit dem Ersuchen, sie 
schleunigst in geeigneter Weise zur Kenntnis der 
Gemeinden und Gemeindeverbände zu bringen.

In diesen Richtlinien ist vorgesehen, daß die Ge­
meinden (Gemeindeverbände) bis zu 5 vom Hundert 
des gemeindlichen Anteils an der Hauszinssteuer für 
die Förderung der Bautätigkeit auf dem Gebiete des 
Wohnungswesens für den bezeichneten Zweck ver­
wenden. Erforderlichenfalls ist ein Anteil bis Z» 
5 vom Hundert auch von den Gemeinden (Gemeinde­
verbünden) aus dem staatlichen Wohnungsfürsorge- 
fonds zusließenden Betrügen für die Instandsetzung 
von Altwohnungen in Anspruch zu nehmen. Beson­
dere Zuweisungen erfolgen jedoch — wie wir ausdrück­
lich bemerken — für diesen Zweck nicht. Sofern Ge­
meinden (Gemeindeverbünde) von der bezeichneten 
Möglichkeit Gebrauch machen wollen — es werde» 
hierfür in erster Linie solche Gemeinden und Gemeinde­
verbünde in Betracht kommen, die wegen ihres ver­
hältnismäßig geringen gemeindlichen Hauszinssteuer­
aufkommens im wesentlichen auf die Mittel des staat­
lichen Wohnungssürsorgesonds angewiesen sind — ist 
hierzu die dortige Genehmigung einzuholen. Die staat­
lichen Mittel sind den Gemeinden (Gemeindeverbänden) 
im Bedarfsfälle in Form von Kommunaldarlehen gegen 
Schuldurkunde zu überlassen und bei Kap. 20 Tit. 13 
der Einmaligen Ausgaben des Ministeriums für Volks­
wohlfahrt unter einem besonderen Abschnitt I (Dar­
lehen zur Instandsetzung von Altwohnungen) zu ver­
rechnen. Die Darlehen sind von den Gemeinden (Ge­
meindeverbänden) mit 2 vom Hundert jährlich zu ver­
zinsen und innerhalb von 3 Jahren zurückzuzahlew 
Die Verzinsung beginnt mit dem auf die Genehmigung 
des Regierungspräsidenten usw. folgenden Vierteljahrs- 
ersten. Die Zinsen sind am 1. April und 1. Oktober 
nachträglich zu entrichten und bei Kap. 36 Tit. 28 des 
Haushalts des Ministeriums für Volkswohlfahrt unter 
einem besonderen Abschnitt I (Darlehen zur Instand­
setzung von Altwohnungen) zu verrechnen. Die Kapital­
beträge, deren Rückzahlung zu überwachen ist, fliehe» 
dem vorbezeichneten Fonds wieder zu.

Wir ersuchen, hiernach mit t u n l i ch st e r Be­
schleunigung die erforderlichen Anordnungen 3»
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und mir, dem Minister für Bolkswohlsahrt, zum 
März 1927 zu berichten, in welchem Umfange.Mittel 

uus dem Hauszinssteueraufkommcn für Instandsetzung 
von Altwohnungen zur Verfügung gestellt worden sind 
«getrennt nach gemeindlichen und staatlichem Anteil), 
welche Wirkungen erzielt und welche Erfahrungen ge­
sammelt worden sind.
Zugleich im Namen des Preußischen Finanzministers. 

Der Minister für Volkswohlfahrt.
H i r t s i e f e r.

Richtlinien
über die Verwendung von Hauszinssteuermitteln für 
we Instandsetzung von Altwohnungen <8 11 Absatz 1 

der Hauszinssteuervcrordnung oom 2. Juli 1928.)
1. Die Gemeinden (Gemeindeverbände) verwenden 

aus dem ihnen auf Grund gesetzlicher Vorschrift zu- 
lneßenden Anteil an dem zur Förderung der Bau- 
tatigkeit auf dem Gebiete des Wohnungswesens be- 
lnmmten Hauszinssteueraufkommen einen Teilbetrag 
für die Instandsetzung von Altwohnungen, der über 
5 v. H. jenes Anteils nicht hinausgehen darf.

2. Hauszinssteuermittel dürfen für diesen Zweck 
uur zur Verfügung gestellt werden, sofern die Grund­
stückseigentümer die Kosten der erforderlichen Instand- 
setzungsarbeiten aus den Mietseinnahmen oder aus 
sonstigen eigenen Mitteln nicht decken können.

3. Hauszinssteuermittel dürfen nur für Instand­
setzungen aufgewendet werden, die zur Erhaltung der 
Bewohnbarkeit von Wohnhäusern und Wohnräumcn 
unbedingt erforderlich sind. Voraussetzung ist, daß die 
Erhaltung des Hauses oder des Raumes noch wirt­
schaftlich ist.

4. Es kommen grundsätzlich nur Gebäude in Be­
fracht, die Kleinwohnungen oder Mittelwohnungen be­
scheidenen Ausmaßes enthalten.

5. Hauszinssteuermittcl dürfen im allgemeinen nur 
sür „Große Instandsetzungsarbeitcn", in Ausnahme- 
fällen auch für „Laufende Instandsetzungsarbeiten", 
abgesehen von „Schönheitsreparaturen" verwendet 
werden. Der Begriff der „Großen und der Laufenden 
Instandsetzungsarbeiten" bestimmt sich nach den Vor­
schriften des Reichsmietengesetzes und den dazu er­
lassenen Ausführungsverordnungen.

6. Die Hauszinssteuermittel werden als Zins- 
Z.uschusse, Darlehen oder zur Bildung von Bürgschafts- 
sicherungsfonds hergegeben. Der Zinssatz für die Dar­
lehen darf über 4 v. H, nicht hinausgehen.

7. Die Beachtung dieser Richtlinien hat der Re- 
»ierungspräsident (für Berlin der Oberpräsident, für 
°as Gebiet des Ruhrkohlenbezirks der Verbands­
präsident) zu überwachen.

Berlin, den 12. -Juli 1926.
3uglejch im Namen des Preußischen Finanzministers.

Der Minister für Volkswohlfahrt.
H i r t s i e f e r.

^unüerlaß ües preuß Ministeriums ües Innern 
Unü ües Finanzministeriums v. 1t. März 1926 
detreffenü verbot öer Spezialverpfänüung bei 

Kommunalkreüit.
— IV o. I. 206, I L 2820 e. —

Das Verbot der Spezialverpsündung bei Aufnahme 
?on Kommunalanleihen (Runderlatz vom 27. Januar 
G25 — MEliV. S. 134 zu I 3 —) bleibt grundsätzlich 
aufrecht erhalten.

Eine Ausnahme ist jedoch bei den Krediten erforder­
lich, die zur Förderung des Baues neuer Wohnungen 
seitens der Gemeinden bestimmt sind. Dies gilt sowohl 
für Wohnhäuser, die zur Weiterveräußerung bestimmt 
sind wie für Mietshäuser, die zunächst im Eigentum 
der Gemeinden verbleiben.

Nachdem wir bereits wiederholt in Einzelfällen die 
Genehmigung dazu erteilt haben, wollen wir jetzt die 
Genehmigung der Spezialverpfändung in diesen Källen 
allgemein auf die Regierungspräsidenten übertragen.

Die Genehmigung ist auf die hypothekarische Ver­
pfändung derjenigen Grundstücke zu beschränken, aus 
denen die Neubauten errichtet werden sollen. Sie ist 
ferner möglichst auf einen bestimmten Zeitraum (fünf 
Jahre) zu begrenzen. Ausnahmsweise kann vorüber­
gehend bis zur Fertigstellung der Bauten, längstens 
aber auf ein Jahr, die Ausdehnung der Verpfändung 
auf weitere Grundstücke in mäßigem Umfange zuge­
lassen werden.

Wir erklären uns ferner damit einverstanden, wenn 
Gemeinden bis zu 10 000 Einwohnern auch in anderen 
Fällen bei Aufnahme eines Schuldscheindarlehns aus­
nahmsweise eine hypothekarische Sicherheit gewähren, 
jedoch nur dann, wenn das Darlehn lediglich für die 
unmittelbaren Zwecke des Pfandobjekts ausgenommen 
wird und eine solche Verpfändung auch in der Vor­
kriegszeit üblich gewesen ist.

Die Ausnahme bleibt in allen Fällen beschränkt 
auf Schuldscheinanleihen der Gemeinden. Für Inhaber- 
anleihen gilt das Verbot der Spezialverpfändung aus­
nahmslos weiter.

Die Landräte sind entsprechend zu verständigen. 
Zusatz für den Regierungspräsidenten in Marien- 
werder:

Der Bericht vom 2. Dezember 1925 —1.2274. II. 1 — 
ist hiermit erledigt.

Zusatz für den Regierungspräsidenten in Königs­
berg:

Zum Bericht vom 22. Januar d. Is., H. p>. II. 550 —.
Zugleich für den Finanzminister.

Der Minister des Innern.
In Vertretung: gez. Meister.

Runüerlaß ües preuß. Ministers für Volks­
wohlfahrt vom 22. Juni 1426, betr. Staats- 
hppotheken für öeamte und «rtaatsbeüienftete.

— II 5. 1171. —
Zum Bericht vom 22. 5. 1926.

Es ist leider nicht möglich, für das Rangverhältnis 
der Staatshypothek im Grundbuch eine gleiche An­
ordnung zu treffen, wie sie für die Hauszinssteuer­
hypotheken in den Richtlinien vom 27. 2. 1926 gegeben 
ist. Dies ist deshalb nicht angängig, weil die Haus­
zinssteuerhypothek, der die Staatshypothek stets im 
Range vorangehen muß, je nach den örtlichen Verhält­
nissen verschieden hoch bemessen wird. Es würde z. B. 
bei einer Anordnung, daß die Staatshypothek mit 
höchstens 60 v. H. der Herstellungskosten auslaufen 
dürfe, in dem Falle, daß die mit 90 v. H. auslaufende 
Hauszinssteuerhypothek weniger als 30 v. H. der Her­
stellungskosten betragen würde, ein „Hohlraum" ent­
stehen, der eine Finanzierung unmöglich machen würde. 
Zur Beleihung dieses Hohlraums würde sich kein Geld­
geber finden.

Das staatliche Baudarlehen ist der Höhe nach be­
grenzt auf 50 v. H. des Bauwertes oder 40 v. H. des 
Bau- und Bodenwertes (vergl. Ziffer 5 der Bedin­
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gungen vom 13. 7. 1924 — II. 5. 1138 —*).  Ferner 
wird von mir alljährlich der Durchschnittsbetrag des 
.Darlehens für eine Wohnung auf Grund der gesam­
melten Erfahrungen im voraus bestimmt (in diesem 
Jahre 5000 R-4t). An Hand dieser Anhaltepunkte ist 
die endgültige Höhe des Darlehns nach Maßgabe des 
Kostenüberschlages und der Höhe der übrigen für den 
Bau flüssig zu machenden Mittel (erste Hypothek, Haus­
zinssteuerhypothek, eigenes Geld des Bauherrn) zu 
bestimmen. In dieser Höhe ist die Eintragung der 
Staatshypothek zur zweiten Stelle mit dem Range 
unmittelbar vor der Hauszinssteuerhypothek zu 
verlangen.

*) VMM. S. 445.

Die erste Hypothek wird in der Regel nur bei 
einer Stelle ausgenommen. Der von Ihnen kon­
struierte Fall in dem die erste Hypothek von 
4000 R^lt an zwei verschiedenen Stellen ausgenommen 
werden soll, wird die Ausnahme bilden. Meine Mit­
wirkung zur Durchführung der Finanzierung ist 
jedenfalls nicht erforderlich. Der Vorrang kann Ihrer­
seits im Rahmen Ihrer Zuständigkeit unbedenklich er­
teilt werden, da die Staatshypothek innerhalb der vor­
geschriebenen Wertgrenze bleibt.

Die von Ihnen angeführten Beispiele und 8 sind 
übrigens insofern nicht vergleichbar, als bei ihnen die 
Eigenmittel des Bauherrn verschieden hoch sind. Es 
ist auch ohne weiteres klar, daß sich der Rang der 
Staatshypothek in dem Maße verbessert, in dem die 
an letzter Stelle rangierenden Eigenmittel des Bau­
herrn über den Normalsatz von 10 v. H. bezw. 20 v. H. 
hinausgehen.

I. V.: Scheid t.

Erlaß ües preuß. Ministers für Volkswohlfahrt 
vom 17. S. 192b betr. Ausgeber für Neichs- 

heimstätten.
— II. 3. Nr. 892. —

Zum Antrag vom 11. d, Mts. — Nr. 7630/26. —
In Ziffer V Absatz 1 der von mir unterm 25. April 

1924 erlassenen und in Nr. 10 S. 199 der „Volks- 
wohlfahrt" vom 15. Mai 1924 veröffentlichten Aus- 
führungsbestimmungen zum Reichsheimstättengesetz 
vom 10. Mai 1920 und zum Preußischen Ausführungs- 
gesetz dazu vom 18. Januar 1924 ist ausdrüchlich fest­
gelegt, daß als Ausgeber gemäß Z 1 R.Hst.Ges. die 
provinziellen Wohnungsfürsorgegesellschaften zuge­
lassen werden (s. auch meinen an die Gesellschaften 
gerichteten Runderlasz vom 25. April 1924 — II, 3. 
Nr. 395 —). Die Erteilung eines besonderen Ermächti- 
gungsbescheides an die einzelnen Gesellschaften halte 
ich hierdurch nicht für erforderlich.
An die Nassauische Heimstätte G. m. b. H.

in Frankfurt a. M.

*) VMM. S. 358.

Abschrift zur gefl. Kenntnis und Verwendung, falls 
etwa noch andere Grundbuchrichter, ähnlich dem i» 
Limburg a. d. Lahn, Bedenken äußern sollten, haupt­
sächlich bezügl. der Berechtigung der Wohnungs­
fürsorgegesellschaften, als Reichsheimstättenausgeber 
aufzutreten.

Im Auftrage: gez. Conze.
An den Reichsverband der Wohnnngsfürsorge- 

gesellschaften e. V-, Berlin 8VV. 68.

Nunüerlaß ües preuß. Ministers für Volks- 
Wohlfahrt vom 7.7.192b betr. Arbeiterschutz 

auf Sauten.
— II 9. 259 II. —

Verschiedene erhebliche Unfälle auf Bauten ver­
anlassen mich, erneut die Polizeibehörden auf die Not­
wendigkeit hinzuweisen, dem Schutz der Bauarbeiter 
ihr besonderes Augenmerk zuzuwenden. Ich verweise 
zunächst auf meinen Erlaß vom 14. 11. 1925 — II9- 
698 —*),  in dem die Baupolizeibehörden angewiesen 
sind, sich namentlich durch Nachprüfung an Ort und 
Stelle noch besonders davon zu überzeugen, daß die 
vorgeschriebenen Sicherheitsvorrichtungen auch wirklich 
vorhanden sind. Um weiteren Unfällen nach Möglich­
keit entgegenzutreten, ersuche ich, die Nachgeordneten 
Behörden erneut anzuweisen, für die genaue Durch­
führung der Sicherheitsvorschriften auf allen Baustellen 
zu sorgen.

Nach § 66 Nr. 8, 8 78 Nr. 6 und § 92 des Betriebs­
rätegesetzes vom 4. 2. 1920 ist es Pflicht der Betriebs­
vertretungen, die Baripolizei- und Gewerbeaufsichts- 
beamten in der Bekämpfung der Gesundheits- und 
Unfallgefahren zu unterstützen. Ich weise ausdrück­
lich darauf hin, daß es, zumal irr größeren Betrieben, 
zweckmäßig ist, daß die Baupolizei auch von sich aus 
mit den Betriebsvertretungen Fühlung nimmt.

Durch Erlaß vom 5. 11. 1919 — 8t. 6 — war der 
Erlaß besonderer Polizeiverordnungen über Schutzvor­
richtungen bei Bauten angeregt worden. Soweit 
daraufhin Polizeiverordnungen erlassen worden sind, 
ersuche ich, die Polizeibehörden noch besonders anzu­
weisen, ihr Augenmerk auf die Innehaltung auch dieser 
Vorschriften zu richten.

In den Bezirken, für die derartige Bestimmungen 
noch nicht bestehen, ersuche ich erneut wegen des Er­
lasses solcher Vorschriften die notwendigen Schritte 
zu unternehmen, über das hiernach Veranlaßte ersuche 
ich diese Herren Regierungspräsidenten um Bericht in 
vier Monaten.

I. V.: S ch e i d t.

Sücher- un- Aeitschristenschau.
Deutsche Binnenkolonisation. Von Leberecht Migge. 

Herausgegeben von der Deutschen Gartenstadtge­
sellschaft 'Berlin-Grllnau im Deutschen Kommunal- 
verlag G. m. b. H. Berlin-Friedenau 1926.

Die Deutsche Binnenkolonisation erscheint als eine 
der neuen Schriften der Deutschen Gartenstadtgesell­
schaft. Diese schreitet damit bahnbrechend weiter auf 
dem Wege zur Lösung unserer Stadtkulturfrage.

Der Name des Verfassers ist bekannt und bürgt für 
die wissenschaftliche und technisch-praktische Gründlich­
keit. Er beginnt mit seinem „Grünen Manifest" vom 
Jahre 1918? In 10 großen Abschnitten werden alle 

wesentlichen Fragen behandelt. Wir finden da die 
gründung der intensiven Kolonisation, der 
Zusammenhänge zwischen Siedlung und Volkswirtschaft, 
zwischen ländlicher und städtischer Kolonisation. W>r 
finden vor allem eine Auseinandersetzung mit dem 
Bauen als solchem. „Wo ist der Baumeister, der gering 
genug geboren, natürlich genug gelebt und heiß genug 
gckämpft hat, um die Wohnung des Europäers u" 
20. Jahrhundert zu erbauen!" So ruft der Verfasser 
aus, erklärt jedoch — in praktischer Erkenntnis der 
augenblicklichen Lage —, daß er aus wirtschaftliche! 
Gründen dem Einfamilienhaus als Einzel- oder
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Reihenhaus den Vorzug gebe, und daß er das 
schwanken zwischen Einfamilien-, 2-, 4- oder 8- 
Familienhaus als charakterlos verurteile. Er ver­
engt die gute Verbindung mit dem Boden, mit den 
harten, bricht eine Lanze für Beweglichkeit und Er­
leichterung bezüglich der Technik des Wohnungsbaues 
und kommt zu dem Ergebnis, daß die gute Garten- 
wohnung als Urzelle und Ziel all unseres Geredes 
über Stadtlockerung und Landleben schon heute keine 
reine Aufgabe der Architektur allein sei.

Der „Architektur" gewiß nicht, wohl aber des 
«auens, und es bleibt hier wohl gleichgültig, ob dieser 
hauende vom Haus oder vom Garten herkommt. 
Darin kann man jedenfalls mit dem Verfasser einig 
sein, daß er den Garten mit dem Haus zu einer Ein­
heit in wirtschaftlicher Beziehung verknüpfen muß. 
Richt nur der „Architekt", sondern auch der „Garten­
architekt" lebt in der Übergangszeit, in der die Be­
engungen für einen neuen Aufbau unserer „Stadt- 
iandkultur" geschaffen werden sollen. Es werden beide 
Zu lernen haben. Die Quintessenz des ganzen Buches 
M immer wieder: Binnenkolonisation ist notwendig. 
Die Wohnungsfrage ist keine reine Baufrage, sondern 
eine Bodenfrage — eine Bodenkulturfrage. Die 
bisherige Siedlungstätigkeit ist ein Fiasko, da ihr das 
wirtschaftlich tragende Fundament durch „Gärtneri- 
nerung" nicht gegeben sei.

Geht Migge auch etwas scharf ins Zeug mit allem, 

was bisher auf diesem Gebiet geleistet und gearbeitet 
worden ist, so kann man ihm doch darin grundsätzlich 
recht geben, dah nur eine bessere gesetzmäßige Ver­
ankerung des kolonisatorischen Gedankens und eine 
einheitlichere „Direktion" zum Ziel führen kann.

Das Buch gibt eine erschöpfende Fülle theoretischer 
Gedanken und praktischer Beispiele. Es will prak­
tische Arbeit leisten und den Weg zum wahren Erfolg 
für die Binnenkolonisation, für die Erneuerung 
Deutschlands und Europas aufzeigen: „Der Garten ist 
das Schicksal Europas."

Diesem echten „Kulturdokument" ist die weiteste 
Verbreitung zu wünschen. 8.

Landesplanung. Von Verbandsdirektor Or. Schmidt, 
Essen. Städtebau, Jahrgang 1926. Heft 8. Ver­
lag Ernst Wasmuth A.-G., Berlin.

Im letzten Heft des „Städtebau" findet sich ein Auf­
satz über Landesplanung von Dr. Schmidt, Essen. Es 
ist außerordentlich zu begrüßen, daß hier ein Be­
rufener über diese von Tagesmeinungen vielfach ge­
trübte Materie knappe, sehr klare und ehrliche Worte 
sagt. In zwingender Form werden hier Ursprünge 
und Beziehungen der Landesplanung erläutert und 
ihre Prognose gestellt. Diese Klarstellung war not­
wendig. Sie wird in hohem Maß fördernd wirken. 8.
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Unter flusschluß Ser Verantwortlichkeit öer Schristleilung.

Eiserne MolorraS-Rieingarage.
In folgendem ist eine Motorrad-Kleingarage wieder­

gegeben, die einen interessanten Versuch zur Lösung 
dieser Frage darstellt. Sehr oft wird in unseren Klein- 
häusern eine besondere Motorradgarage von vorn­
herein nicht vorgesehen werden können. Es ist vorher 
oft unmöglich, den Bedarf eines Motorrades zu berück­
sichtigen. Wenn auch der feste Einbau einer Garage 
das erstrebenswerte Ziel zu sein hat, so daß die Garage 
mit dem Baukörper des Hauses zusammengeht, so mag 
in vielen Fällen die bewegliche, überall ausstellbare 
eiserne Garage einem dringenden Bedürfnis abhelfen.

Die beiden Abbildungen zeigen sie in offenem und 
geschlossenem Zustand. Sie wird nach einem Entwurf 
des Architekten W. Firgau von der Firma Christoph 
L Unmack A.-G., Niesky OL., hergestellt und ist durch 
Reichspatent geschützt. Sie unterscheidet sich in zweck­
mäßiger Weise von ähnlichen Kleingaragen hauptsäch­
lich dadurch, daß man an dem eingestellten Rad auch 
bei schlechtem Wetter arbeiten kann. Die das Schutz­
dach bildende Wand kann hochgehoben werden und 
stellt sich selbsttätig fest. Der Preis soll 250 betragen, 
das Gewicht 260 Kilogramm.

Einiges über wasserdichten, säurefesten und gehärteten Seton.
Daß mit „Heimalol" oder „Arzet" wasserdichte 

Betonkörper, Putzflächen und Mauerwerk hergestellt 
werden können, ist eine längst erprobte Tatsache, und 
es erweist sich immer wieder aufs neue, daß bei hydro­
technischen Bauwerken aller Art die erforderliche 
Wasserdichtigkeit dann gewährleistet wird, wenn mit 
einem bestqualifizierten Mörteldichtungsmittel wie 
„Heimalol" gearbeitet wird. Es liegen langjährige 
Erfahrungen hierzu vor. Insbesondere auch über die 
Kostenfrage liegen beste Erfahrungen vor und es ist 
erwiesen, daß der wasserdichte Beton sehr viel Er­
sparnisse für das gesamte Bauwerk bringt.

Nicht immer sind es Wasser und Feuchtigkeits- 
erscheinungen, welche vom Beton oder sonstigen Bau­
konstruktionen fernzuhalten sind. Auch Öle, Säuren, 
Laugen, vornehmlich aber auch bei Zementsußböden 
die lästige Staubbildung sind Ursache zur Zerstörung 
der mit Zement hergerichteten Bauteile. Viele chemische 
Fabriken haben angesichts dieser Tatsache denn auch 
angeblich säurebeständige bezw. staubbindende Pro­
dukte in den Handel gebracht, die jedoch zum Leid­
wesen der Abnehmer den gewünschten Erfolg nicht 
oder nur mangelhaft erzielten.

In Autogaragen, Textilbetrieben, Lackierwerk- 
stätten usw., wo der durch den natürlichen Luftzug 
emporgewirbelte Staub Menschen, Maschinen und 
Arbeitsprodukte in hohem Grade schädigt, ist die 
lästige Staubentwicklung die Ursache schwierigster Kom­
plikationen. Hier hat man die Staubplage damit 
zu beseitigen versucht, daß man die staubenden Flächen 
mit Wasser besprengt. Damit ist dem Übel selbstver­
ständlich zunächst abgeholfen. Aber namentlich an 
heißen Sommertagen wird die Wirkung begreiflicher­
weise durch schnelles Verdunsten des Wassers bald 

illusorisch. Vor allen Dingen aber wird dem Ver­
schleiß des Bodens durch solche Wasserbesprengungen 
nicht Einhalt geboten.

Jeder Fachmann wird aus Erfahrung bestätigen 
können, daß Öle, Säuren und Laugen außerordent­
lich aggressiv auf Beton einwirken, und diese, je nach 
der Konzentration der Flüssigkeiten, bald zermürben 
und zu einer sandigen Masse machen. Auch Atmo­
sphärilien, Rauchgase und säurehaltige Dämpfe (8 03> 
wirken zerstörend auf Wände und Decken aus Beton 
und Zement, sowie auf alle Natur- und Kunststeine.

Alle diese erwähnten übelstände beseitigt man durch 
eine kombinierte Imprägnierung mit „Pedranit- 
Maximus" und „Pedranit-Beta", deren Materialkosten 
sich per qm auf etwa 50 Pfg. stellen. Auch dieser Preis 
ist im Verhältnis zu den erzielten Vorteilen und ge­
messen an dem Preis für Nculegung recht gering, sn 
daß jeder, auch derjenige, welcher die erwähnten Übel- 
stände bislang nicht wahrgenommen hat, Gelegenheit 
nehmen sollte, sich von der Brauchbarkeit der Pedranit- 
Produkte zu überzeugen, um Schäden vorzeitig abzu- 
wenden.

„Pedranit" ist nicht zu verwechseln mit einem ge­
wöhnlichen Schutzanstrich, der seine Wirkung verliert, 
sobald er abgenutzt ist, sondern die eigenartige Wirkung 
der wasserklaren Pedranit-Lösungen besteht darin, dav 
die chemisch löslichen und mechanisch abtrennbaren 
Bestandteile von Beton und Zement in unlösliche, 
chemisch unveränderliche und quarzhaltige Kristalle uM- 
gewandelt werden, die allen mechanischen uno 
chemischen Einflüssen unbedingt standhalten. Pedranu 
wird von der seit über 20 Jahren bestehenden Heimalol- 
G. m. b. H., Datteln in Wests., herausgebracht, die 
Interessenten bereitwilligst Auskunft erteilt.
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Mitteilungen öes 
deutschen Musschusses f. 
wirtschaftliches Sauen.
Schriftleilung: R e g i e r u n g s b a u r a t Stegemann

3. Jahrgang
vresöen fl., kanzleigäßchen 1»

Mugust 1926Nummer 8

Zinsaufwanö unü tragbare Mieten in ihrem Einfluß auf Wohnungsform 
unö tvohnungsgröße.

Von Regierungsbaurat Rudolf Stegemann, Dresden.
Vortrag, gehalten auf der Tagung des Deutschen Anschusses für wirtschaftliches Bauen in Düsseldorf, 1926.

Awei Gedankengänge sind es, die den Wohnungs- 
o bau nnd die Wohnungspolitik der Nachkriegs- 
lahre in ständig steigendem Maße im ungünstigen 
^inne beeinflußt haben, nnd zwar der eine, ob­
gleich oder vielleicht weil er in seinem Grund­
gedanken so nnendlich gesund und erstrebenswert, 
la vielleicht ein Ideal ist, nnd der andere, weil er 
Üch als ein Ausdruck unserer egoistischen Zeit er­
weist, in der jeder auf den Schultern des lieben 
Nächsten spekuliert und mehr oder weniger nnver- 
oiente Gewinne zu erraffen sucht.
. Zunächst einmal habe ich die Wohnungsreform 
"n Auge, die seit Eberhardt jeder seiner Verant­
wortung bewußte Wohnungspolitikcr angestrebt hat.

ist überflüssig, in diesem Kreise davon zu 
sprechen, daß nichts für das deutsche Volk not­
wendiger ist, als die Auflockerung der Städte und 
nach Möglichkeit die Zurückführung unserer Be­
völkerung zur eigene» Scholle. Hand in Hand mit 
nwsem Gedanken ging das Bestreben, von der Zwei­
und Treizimmcr-Wohnnng loszukommen und 
^vhnstätten zu erstellen, die die Möglichkeit boten, 
Aben Küche und Wohnraum gesonderte Schlaf- 
äunmer für die Eltern und die Kinder männlichen 
Und weiblichen Geschlechts zu schaffen.

Tiefe Ziele, die in der Vorkriegszeit mehr im 
Engeren Kreise der Fachleute erörtert uud erstrebt 
vurden, siud durch das Hindenburg-Prpgramm 

letzten beiden Kriegsjahre als eine schöne Hoff­
nung den in der Front stehenden Soldaten in Aus- 

gestellt worden für den Fall, daß das 
nllionenheer Deutschlands siegreich heimkehrte. 

As dann der Zusammenbruch und die große Um- 
Mchtung in Deutschland kam, nahmen die nun- 

M zur Regierung gekommenen Kreise gerade 
A^nZZedankcn auf uud stellten das Wohnungs- 

Ntz Siedlungsprogramm derart in den Vordcr- 
wund ihrer Erwägungen, daß es sogar in der Ver- 

ßung des deutschen Reichs verankert wurde.

Die daraus vom Reich und den Ländern auf- 
bauendc Wohnungspolitik nahm weitgehendst 
auf diese Gedaukengänge Rücksicht und suchte mit 
allen Mitteln den Flachbau und das Eigenheim 
zu fördern. Gleichzeitig wurde durch die beson­
deren Bestimmungen über die Vergebung der Bau­
kostenzuschüsse vorgesehen, Wohnungen bis zu 70, 
bei kinderreichen Familien sogar bis zu 80 gm 
bis zur vollen Höhe des Beihilfegesetzes zu be- 
zuschussen. Es wurde sogar die Möglichkeit ge­
geben, auch dem Wohnungsbau bis zu 150 gm 
Wohnfläche Zuschüsse zu gewähren, vorausgesetzt, 
daß dieser Zuschuß selbst nicht größer würde als 
wie es die 70 qimWohuung erfordert.

Es war vielleicht ein bedauerlicher Trugschluß, 
daß man hier nicht bereits aus den Erfahrungen 
der Kriegszeit, die in der Zwangswirtschaft aus 
jeder Höchst- eine Mindestgrenze machte, gelernt 
hatte. Die Praxis hat auf jeden Fall auch hier er­
gebe», daß die sogenannte Höchstgrenze der 70 qm- 
Wohnung sich außerordentlich rasch zu eiuer Min­
destgrenze umwandelte.

Dieser Umwandlungsprozeß wurde erleichtert 
durch die übrigen Bestimmungen des Zuschußver­
fahrens und seine praktische Auswirkung in der 
Inflationszeit. Zunächst bestimmte das Zuschuß­
verfahren, daß die Baukostenzuschüsse als unren­
tables, das heißt unverzinsliches und überdies noch 
für den Gläubiger unkündbares Darlehen in Pa­
piermark gegeben wnrde, während es dem Schuld­
ner überlassen war, zu jeder von ihm beliebig zu 
bestimmenden Zeit dieses Papiermark-Darlehen in 
Papiermark zurückzuzahlen. In der ersten Zeit 
mögen die glücklichen Eigentümer der Häuser auch 
diese unverzinsliche Schuld immer noch als etwas 
Drückendes und als eine gewisse Persönliche Be­
lastung empfunden haben. Als dann die eigentliche 
Inflationszeit mit ihren springenden Zahlen über 
Deutschland hereinbrach, entwickelte sich der ganze 
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Bauvorgang in der Art, daß die einmal mit Zu­
schußgeldern bedachten Häuser restlos aus Staats- 
bezw. Gemeindemitteln gebaut wurden Das 
Haus war also bis über den Schornstein hinaus 
mit einer Schuldenlast bedeckt, die dadurch, daß sie 
keine Zinsen kostete, tatsächlich keine Last war und 
die gleichzeitig dank ihrer besonderen Bestimmun­
gen die Möglichkeit einer geradezu kostenlosen Ab- 
stoßung mit der fortschreitenden Inflation in sich 
barg.

Es ist durchaus begreiflich, wenn unter diesen 
Verhältnissen die damals bauenden Kreise ihre 
Forderungen so hoch wie möglich hinaufschraubteu 
und mit allen Mitteln versuchten, möglichst große 
Baukostenzuschüsse herauszuschlagen. Wer in dieser 
Zeit Wohnungsbauten ausführen durfte, erinnert 
sich noch, mit welchen Kniffen damals versucht 
wurde, das eigentliche Wohuungsprogramm zu ver­
schleiern und innerlich so üppig wie möglich aus- 
zugestalten. In den Ausführungszeichnungen er­
schienen Stalle und Waschküchen im Erdgeschoß, die 
dann in den Keller sanken oder gänzlich verschwan­
den und sich nach Einzug des Siedlers als Salons, 
Herrenzimmer usw. auswiesen.

Ich gestehe, daß ich trotz aller Wohnungsreform 
bereits im Jahre 1920 auf das Gefährliche dieses 
Verfahrens hingewiesen habe und zwar einmal, 
weil es mir aus den Gedankengängen heraus, die 
ich später noch darzulegen habe, falsch erschien, für 
einen kleinen Kreis derartig reichlich bemessene 
und den Zeitverhältnissen nicht entsprechende Woh­
nungen zu schaffen und weil ich weiterhin mir klar 
darüber war, daß es außerordentlich schwer sein 
würde, später einmal, wenn an Stelle der fiktiven 
Last in Gestalt eines unverzinslichen und seitens 
des Geldgebers unkündbaren Darlehens eine 
Hypothekenbelastung des Hauses treten würde, den 
dann bauenden Kreisen klarzumachen, daß ihnen 
nicht ein gleiches Glückslos in den Schoß fallen 
könnte, wie es bei den Bauherren der Jahre 1919/23 
der Fall war.

Wir wollen doch nicht verkennen, daß der Bau­
herr dieser Zeit immer weniger innerlich an der 
Finanzierung seines Hauses beteiligt war, da er 
— wie wir bereits gesehen haben — die für den 
Bau des Hauses erforderlichen Mittel tatsächlich in 
vollem Umfange als zinsloses Darlehen zur Ver­
fügung gestellt bekam. Er brauchte also uicht nur 
überhaupt kein 'eigenes Kapital beim Bau fest­
zulegen, sondern war auch noch vollständig der 
Sorge für die Aufbringung der Hhpothekenzinsen 
enthoben. Ja er war sogar noch imstande, diese 
auf dem Papier stehende Hypothekenlast, die ihn 
innerlich gar nicht berühren konnte, mit Pfennig­
werten aus der Welt zu schaffen, da es die nach 
dieser Richtung hin wirklich nicht recht glückliche Ge­
setzgebung dem Schuldner wenigstens in den ersten 
Jahren der Inflationszeit ermöglichte, jederzeit das 
Darlehen zu seinem Papiermarkwerte wieder zu- 

rückzuzahlen. Aber auch später auftretende Anf- 
wertungen bedeuteten keine erhebliche Belastung- 
Es fiel also einzelnen wenigen vom Glück besonders 
Begnadeten mit nackten Worten ein Geschenk in 
den Schoß, dessen Kosten die Allgemeinheit Z" 
tragen hatte.

Unter diesen Umständen ist es durchaus begreif­
lich, wenn die „sogenannten" Bauherren in dieser 
für jede ungesunde Entwicklung besonders geeig­
neten Zeit unter dem Deckmantel der Wohnuugs- 
reform ihre an sich schon weitreichenden Forde­
rungen bis auf die Spitze trieben. Dies gilt vor 
allem für die in den letzten Jahren gewählten Aus­
maße der einzelnen Wohnungen, bei denen — wie 
wir gesehen haben — selbst die weitgespannten 
Höchstgrenzen des Gesetzes kein Halt für die be­
gehrlichen Wünsche der Antragsteller bedeuteten.

Wie haben wir uns nun als Wohnungspolitiker 
und Wohnungsreformer zu dieser ganzen Frage zu 
stellen? Vom Standpunkte des Wohnungsreformers 
ist unzweifelhaft die 70 gmi-Wohnung mit ihrer 
Möglichkeit vor allem der getrennten Schlafzimmer 
als das erstrebenswerte Ideal anzusehen. Durch 
die Schaffung von Vier- bis Fünf-Zimmer-Woh­
nungen kommen wir erst zu der Jdeal- 
Wohuung, wie sie uns seit säst zwei 
Jahrzehnten vor schwebt und wie 
wir sie — und das muß ausdrücklich unter­
strichen werden — ineiner Zeit des Reich­
tums für deu größten Teil unseres 
Volkes nicht erreichen konnten. Vorn 
Standpunkte der Wohnungsnot aus aber betrachtet 
und unter Berücksichtigung des Umstandes, daß 
heute in Deutschland Hnnderttausende entweder in 
den unwürdigsten Wohnverhältnissen leben oder 
auf Jahre hinaus überhaupt keiuc Aussicht haben, 
eine eigene selbständige Wohnung zu erhalten, 
mußte dieses Verfahren, durch das einzelne Wenige 
in wirtschaftlich schwerster Zeit außergewöhnlich 
günstige Verhältnisse und versteckt letzten Endes 
auch noch erheblichen finanziellen Gewinn auf 
Kosten der Allgemeinheit geboten bekamen, wäh­
rend die Mehrzahl der Wohnungssuchenden leer 
ausging, unbedingt gemißbilligt werden.

Um sich der ganzen Tragweite dieses Verfahrens, 
das zwar wenige aber hochwertige Wohnungen 
schuf, klar zu werden, darf ich eine kleine zahlen­
mäßige Betrachtung einschalteu. Ich lege dabei 
meinen Untersuchungen sächsische Verhältnisse zu­
grunde: Wir können für Sachsen den aller- 
dringendstenBedarfanWohnungeN 
im Augenblick auf mindestens 40 000 
fest setzen. An der Hand der Friedensstatistik 
ist der jährlich erforderliche Zuwachs mit 16 000 
Wohnungen kaum zu hoch angenommen. Nehmen 
wir nun an, daß die bisher übliche 70 gm-Wvh- 
nung mit einem durchschnittlichen Baupreise von 
12 500 Mark und einer Hypothek aus der Haus­
zinssteuer von 8 000 Mark erstellt werden kann, 
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sv wäre es in Sachsen selbst bei einer Erhöhung 
der für den Wohnungsbau zur Verfügung stehen­
den Mittel von 10 auf 20 Ao, also auf rund 
80 Millionen Mark, höchstens möglich, 10 000 
Wohnungen im Jahre 1926 zu errichten. Es 
würde also zunächst die Zahl der fehlenden Woh­
nungen von 40 000 auf 30 000 herabgemindert. 
Da aber hierbei der eben erwähnte notwendige 
lahrliche Zuwachs von 16 000 Wohnungen noch 
nicht berücksichtigt werden konnte, ständen wir am 
Schluß des Jahres vor dem Ergebnis, daß trotz 
^nes Zuwachses von 10 000 Wohnungen das 
Defizit von 40 000 auf 46 000 Wohuungeu ge­
wachsen ist.
. Es ist bei dieser Berechnung noch nicht berück- 
Üchtigt, daß — wie sich heute bereits zeigt — die 
Erhöhung von 10 auf 20 A> der Wohnungsabgabe 
tatsächlich nicht die geringste Steigerung der Ein­
nahmen mit sich gebracht hat. Die neuerlichen 
Möglichkeiten, Erlasse an der Hauszinssteuer zu 
erwirken, haben bereits zusammen mit dem Rück- 
gang der Einnahmen infolge der Erwerbslosigkeit 
den Erfolg gehabt, daß trotz der Verdopplung der 
Abgabe. die Sätze von 1925 in Sachfen sicher nicht 
erreicht werden. Man kann deshalb schon heute 
als unzweifelhaft ansehen, daß die in meiner Be­
rechnung zunächst theoretisch angenommenen 
W OOO Neuwohnungen im Jahre 1926 tatsächlich 
nicht erreicht werden.

Eine derartig erschreckende Berechnung muß auch 
dein Einsichtigen ohne weiteres die Erkenntnis 
dringen, daß gewisse weitreichende Forderungen, 
deren innere Berechtigung — wie bereits dargelegt 

günstige Verhältnisse vorausgesetzt, von nie- 
Wandem abgestritten werden können, heute zurück- 
lleschraubt werden müssen, weil es im Augenblick 
wichtiger ist, an Stelle weniger besonders günstiger 
Wohnungen die doppelte Zahl, dafür aber kleinere 
Wohnungen zu schaffen.
. Es ist mir vollständig klar, daß es gerade im 
Einblick anf die in den letzten Jahren allgemein 
Hetriebene Propaganda nach der Seite der Woh- 
Nungsreform und vor allem mit Rücksicht auf das 
dei der Vergebung der Mittel geübte Verfahren 
Außerordentlich schwer sein wird, jetzt das Steuer 
hfrumzuwerfen und der Masse der Baulustigen, 
dw auf die Mittel aus öffentlicher Hand warten, 
swrzumachen, daß sie auf einmal nicht mehr die- 
lelben Wünsche erfüllt bekommen sollen, wie die 
Mehrzahl der Bauherren der letzten 7 Jahre. Ich 
°enke dabei nicht einmal so sehr an den selbstver- 
iwitdlich durchaus begreiflichen Egoismus des 
Einen Mannes. Für mich ist es vollständig klar, 
aß der primitiv denkende Mensch einfach nicht im- 
wnde ist, die gänzlich veränderten Verhältnisse, die 
wr in Übergang vom unrentablen Baukosten- 

»Ujchuß zu der amortisierbaren und zu verzinsen- 
on Hypothek zu sehen haben, klar zu erkennen, 
r will und wird es nicht begreifen, daß es in 

seinem eigensten Interesse liegt, wenn er sich be- 
scheidet und auf Forderungen verzichtet, die uns in 
den letzten Jahren etwas ganz Selbstverständliches 
waren, aber den wirtschaftlichen Verhältnissen der 
künftigen Bewohner in keiner Weise entsprechen.

Ich habe in meiner Praxis gerade nach dieser 
Seite hin die überraschendsten Feststellungen 
machen können. Als mit Schluß des Jahres 1923 
die unverzinslichen und uEndbaren Baukosten­
zuschüsse aufhörten und erst dem verzinslichen 
Reichsbaudarlehen und dann der Hypothek aus der 
.Hauszinssteuer Platz machten, nahm ich an, daß 
die Siedler des von meiner Gesellschaft betreuten 
Gebietes jetzt in Erkenntnis des drohenden Zinsen­
dienstes sich entschließen würden, ihr Baupro­
gramm wesentlich herabzumindern. Bei den Ver­
handlungen im Frühjahr 1924, bei denen ich und 
die mir unterstellten Herren die Frage des Zinsen­
dienstes in den Vordergrund der Verhandlungen 
stellten und dringend zur Bescheidenheit mahnten, 
ergab sich das psychologisch interessante Moment, 
daß uns die Siedler erklärten, daß sie ja die 
Hypotheken zu bezahlen und damit auch das Recht 
hätten zu fordern, was ihnen für notwendig er­
schiene. Die Frage der aus der Schuldenlast ent­
springenden wirtschaftlichen Belastung in Form 
von Zinsen war dem einfachen Siedler überhaupt 
nicht klarzumachen. Er fah in unseren wohll 
meinenden Ratschlägen lediglich den Versuch, ihn 
wohlerworbener Rechte zu berauben und ihm For­
derungen abzulehnen, die Glücklicheren vor ihm 
ohne weiteres erfüllt worden waren. Dumpf 
mochte dabei wohl der Gedanke Mitschwingen, daß 
der Siedler auf das, was in den Nachklängen der 
Revolution als selbstverständlich erreicht worden 
war, auch heute noch Anspruch hätte.

Und nun das Resultat dieser Einstellung! Wenn 
man die 70 qm-Wohnung nach den bisher in 
Sachsen sestgestellten Zahlen günstigenfalls mit 
12 500 Mark herstellen kann, so wäre eine Finan­
zierung unter heutigen Verhältnissen nur auf der 
Grundlage möglich, daß man aus den Mitteln der 
Hauszinssteuer eine Hypothek in Höhe von 8000 
Mark zur Verfügung stellt, während daneben eine 
erste Hypothek von 2500 bis 3000 Mark beschafft 
werden muß und der Bauherr selbst seinerseits 
1500 bis 2000 Mark aus eigener Kraft aufbringt. 
Nimmt man nun wiederum günstig an, daß die 
Hypothek aus der Hauszinssteuer nur mit einer 
2 Augen Amortisation unter Verzicht auf eigent­
lichen Zinsendienst belastet wäre, so bedeutet dies 
einen Barauswand von 160 Mark. Die erste 
Hypothek hingegen wird voraussichtlich einschl. 
Amortisation eine Belastung von 10 bis 13 A> mit 
sich bringen, was bei 3000 Mark einen weiteren 
Zinsendienst von 390 Mark bedentet. Rechnet 
man hierzu noch verhältnismäßig niedrig min­
destens 80 Mark an notwendigem Aufwand für 
Steuern, Anliegerleistung, Wasser, Erbbauzins 
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usw., so ergibt sich ein jährlicher Baraufwand von 
630 Mark für die Wohnung oder von etwa 12 Mk. 
die Woche. Es ist dabei besonders zu beachten, daß 
das oben erwähnte Eigen-Kapital des Bauherrn 
bei dieser Berechnung in sinanzwirtschaftlich gänz­
lich falscher Weise überhaupt als unverzinst ange­
nommen worden ist. Lebte man in den Gedanken 
der Vorkriegszeit, so wäre selbstverständlich not­
wendig, auch dieses Kapital mit mindestens 10 bis 
12 Verzinsung anzusetzen. So aber hat man 
sich daran gewöhnt, bei der Finanzierung des Bau­
vorhabens und der Aufstellung der Zinsenquote 
lediglich die reinen jährlich notwendigen Baraus­
gaben zu berücksichtigen und das Eigen-Kapital des 
Siedlers als gewissermaßen L boncks xoräu anzu- 
nehmen.

Einen weiteren Wunden Punkt in diesem Finan­
zierungsplan haben wir nun noch in der Landbe­
schaffung zu fehen, die wir in dieser Aufstellung 
überhaupt nur in Form eines Erbbauzinses berück­
sichtigt finden. In der Praxis liegen die Verhält- 
niffe im allgemeinen tatsächlich so, daß das Land 
entweder schon von früher her im schuldenfreien 
Besitze des Bauherrn ist, oder von der Gemeinde 
zu verhältnismäßig niedrigem Zinssatz in Erbbau 
zur Verfügung gestellt wird, so daß für die Bereit­
stellung des Landes irgendwelche besonderen Bar­
mittel nicht notwendig sind. In dem Augenblick 
allerdings, wo das Bauland erst gegen bar gekauft 
werden muß, wird ein großer Teil der Bauvor­
haben unter heutigen Berhältnifsen als nicht mehr 
einwandfrei finanziert angesehen werden müssen, 
da die erforderlichen Mittel einfach nicht zur Ver­
fügung stehen.

Wenn wir — wie ich bereits dargelegt habe — 
für den künftigen Bewohner des Hauses einen jähr­
lichen Baraufwand von 630 Mark errechnen, fo 
müssen wir uns allerdings von vornherein klar 
darüber sein, daß diese 630 Mark nicht den reinen 
Mietaufwand darstellen, sondern in der Form der 
Amortisation gewissermaßen Sparmittel in sich 
schließen, die einen ständig steigenden Vermögens­
zuwachs des Bauherrn bedeuten. Dieser Einwurf 
ist unzweifelhaft richtig, aber er bringt doch nicht 
die Tatsache aus der Welt, daß der Eigentümer des 
Hauses bezw. der Bewohner gezwungen ist, bis zur 
endgültigen Abschreibung der Hypotheken jährlich 
630 Mark in bar aufzubringen, denen in den 
meisten Fällen ein jährliches Einkommen von 
1300 bis 1600 Mark gegenübersteht.

Diese Zahlen bekommen aber ein noch unfreund­
licheres Gesicht, wenn man sich einmal an der 
Hand der Vorkriegswerte die ganze Rechnung auf- 
stellt. Der Arbeiter nämlich, der 1914 eine Drei­
zimmerwohnung inne hatte, zahlte in städtischen 
Verhältnissen 200 bis 250 Mark für eine derartige 
Wohnung und verfügte über ein Einkommen von 
1000 bis 1200 Mark der Vorkriegswährung. Heute 
verfügt derselbe Arbeiter über 1560 Mark und soll 
hiervon 2/5, nämlich 630 Mark, allein für die Wol? 
nung abgeben. Der Rest von 930 Mark, der ihm 
verbleibt, hat aber gegenüber der Friedens-Baluta 
unseres Geldes an Kaufkraft mindestens ein wei­
teres Drittel eingebüßt. Während er also im 
Frieden bei einem Einkommen von 1200 Mark 
nnd einer Miete von 250 Mark noch über 950 Mk. 
für das übrige Leben zur Verfügung hatte, bleiben 
ihm im Jahre 1926 an Geldwert gemessen nur 
noch 2/z r>on 930 Mark, also 620 Mark zum Ver­
leben, das heißt, er hat monatlich rund 52 Mark 
Friedensmark zu verzehren.

Blau müßte also meinen, daß bei einigermaßen 
folgerichtigem Denken der Bauherr unserer Tage 
von selbst darauf kommen müßte, sein Wohnungs­
programm so weit wie irgend möglich einzu- 
schränken, aus der Angst heraus, andernfalls von 
der übernommenen Schuldenlast und dem sich 
daraus ergebenden Zinsendienst erdrückt zu wer­
den. Wenn diese Erkenntnis im Jahre 1924 noch 
nicht so ganz durchgedrungen war, so mag dies 
darauf zurückzuführen sein, daß man in dieser Zeit 
noch verhältnismäßig billig bante und die Lasten 
demgemäß noch geringer waren. Das Jahr 1925 
aber brächte uns unzweifelhaft mit dem weiteren 
Anziehen der Löhne und Baumaterialienpreise 
Verhältnisse, die unbedingt eine andere Einstellung 
erforderten. Daß dies in den weitaus meisten Fäl­
len nicht der Fall war, läßt manchmal den Gedatt- 

' ken aufkommen, daß hier nicht nnr ein völliges Ver­
kennen der Sachlage, sondern hier und da wohl 
auch von vornherein die Absicht vorlag, von einer 
Bezahlung der vollen Zinsen überhaupt abzuseheu 
in dem Bewußtsein, daß es außerordentlich schwer 
sein würde, den Bewohner in den nächsten Jahren 
wieder aus dem einmal bezogenen Hause heraus- 
zubringen. Tatsache ist, daß nicht nur Einzel- 
Bauherren, sondern auch sogar Gemeinden nach 
dieser Seite hin eine recht weitgehende Aufsassung 
an den Tag gelegt haben.

(Fortsetzung folgt.)



Abb. 1.
Kochküche mit eingebauten Schränken.

Blick auf „kalte Küche". Besenschrank, Hängespind und Schlafkammer.
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Eine bemerkenswerte Tagung in Dessau.
Am 2. Juli 1926 versammelten sich auf Ein­

ladung des Anhaltischen Siedlerverbandes E. V. 
die Spitzen der Behörden und Jnteressenten- 
gruppen zu einer Besichtigung der neuen Sied­
lungsarbeit des Verbandes.

Unter anderen waren erschienen: Die Staats­
minister Dr. Weber und Jäntsch, der Landtags­
präsident Peus-Dessau, der Bürgermeister Hesse- 
Dessau, die Stadtbauräte Ovcrhosf-Dessau, Kirch- 
ner-Zerbst, Dr Tielke-Cöthen. Desgleichen Vor­
stände der Anhaltischen Gewerkschaften und Ge­
nossenschaften, Stadtverordnete von Dessau und 
anderen Städten.

Nach einem einführenden Vortrag*) von 
Leberecht Migge, „Die gute Garten-

*) Siehe^luszug nachstehend.

Wohnung" betitelt, fuhren die Geladenen nach 
„Hohe Lache" nnd „Klein-Kühnan". Das dort 
Gesehene fand allgemeinen Beifall. Die noch 
nicht 3 Monate alten Gärten präsentierten sich 
in bester Verfassung. Die vorgeführten Inten- 
sivgeräte, wie Regenanlagen, Fräsen, Dung­
silos, erregten allgemeines Interesse. Der Bürger­
meister der Stadt Dessau und Vertreter anderer 
Städte sprachen den Wunsch aus, auch in ihren 
städtischen Gärten und Bauten ähnliche Prinzipien 
verwirklicht zu sehen. Es wurde der Wunsch aus­
gesprochen, zum Herbst eine gleiche Übersicht über 
die bis dahiu gediehencu Pläne des Verbandes zu 
verunstalten.

Die Tagung kann als ein voller Erfolg für den 
Verband gebucht werdeu. R. Eberhard.

Abb. 38.



30 Sie-lungswirtschaft h'ft s

Die presse berichtet:
Das Anhalter Centralblatt: ... In ihrer Gesamt- 

wirkung machten die Gartenanlagen in Hohe Lache, 
in denen Gemüse gezogen wird, einen guten Eindruck. 
Mit Hilfe des Torfmull-Düngers, dessen prächtige 
Wirkung auf das Wachstum der Gemüsepflanzen all­
gemein anerkannt werden muhte, ist aus bisher 
sandigem Boden brauchbarer Gartenboden geworden. 
Berieselungsapparate und eine Fräsmaschine für 
Bodenbearbeitung mit Motorantrieb wurden vor­
geführt. Diese Apparate sind natürlich von den 
Siedlern gemeinsam zu haltende gartentechnische Hilfs­
mittel. Der Siedlerverband dürfte mit dieser Garten­
anlage an der Spitze der Siedlertätigkeit stehen. Auch 
m Klein-Kühnau wurden die Gärten besichtigt. Im 
besonderen wurde auf die neuen Dungsilos hinge­
wiesen, die sämtliche Abfallstosfe, Gartenreste und 
Fäkalien aufnehmen und dem Siedler den Gartendung 
liefern. Ziffernmäßig wird der Ertrag mit 60 Mark 
angegeben. Es wird betont, daß nach anfänglichem 
Widerstreben die Gartenwirtschaft populär geworden 
ist und man heute sogar scherzhasterweise meine, in 
Kühnau sänge die Kultur erst an.

Das Anhalter Volksblatt: . . . Kurz nach 6 Uhr 
hatte die Besichtigung ihr Ende gefunden, und die Teil­
nehmer fuhren hochbefriedigt von dem, was sie gehört 
und gesehen hatten, wieder nach Dessau zurück. Mit 
der Veranstaltung dürfte der Anhaltische Siedler- 
verband gezeigt haben, daß sein Wirken nicht nur 
allein von Erfolg gekrönt ist, sondern daß auch seine 
Tätigkeit für die Gesundung des Volkes besondere 
Bedeutung hat.

Wir llbergehen die übrigen (alle sehr ausführlichen) 
Berichte, die sämtlich ähnlich in ihrem Endurteil lauten, 
und bringen als Kuriosum die abweichende Ansicht des 
Anhalter Anzeigers, der warnen zu müssen glaubt, weil 
der Siedler vielleicht bloß noch rausziehe, „weil ihn 
die Gartenanlage lockt". Wenn nur überall die Garten­
anlagen so verlockend wären, einen Abbruch würde 
die Siedlungsbewegung sicher nicht erleiden, wohl aber 
das an der Mietkaserne interessierte Spekulantentum!

D. Schriftl.

Die Gartengröße.
Der bekannte anhaltische Landtagspräsident 

Peus schreibt in seiner, um das Volk so besorgten 
Art im „Volksblatt für Anhalt":

Zunächst habe ich mit großem Befremden darüber 
gehört, daß das Land nun schon wieder statt für 
80 Pfennig für I Mark verkauft werden soll. Die 
Stadt hat es für 60 Pfennig bekommen. Warum 
immer wieder den Ärmsten die Heimstätte verteuern? 
Die Gesamtheit kann ruhig zur Verbilligung beitragen. 
Wer warm sitzt, kann denen helfen, die es noch nicht 
so gut haben.

Was aber noch weit schlimmer ist, das ist dies, 
daß man beabsichtigte, die Grundstücke nur auf 
300 Quadratmeter, einschließlich der Baufläche, zu be­
messen. Aus einem Garten, der so klein ist, kann 
natürlich kein Teil Rentabilität des Haüses Heraus­
geholt werden. Mir haben Siedler aus Zerbst einmal 
gesagt, wie glänzend es für die F-undamentierung 
ihrer Existenz sei, daß sie sogar einen Morgen 
Gartenland haben. Das ist natürlich sehr viel, aber 
zwischen 2500 Quadratmeter und 250 Quadratmeter 
ist auch ein himmelweiter Unterschied. Wenn ich für 
die Stadt 500 bis 600 Quadratmeter fordere, so weiß 
ich, daß das den Wünschen der Leute entgegenkommt. 
Schon dies bringt mich auf den Gedanken, alles dem 
Siedlerverband zu überlassen. Der Siedlerverband 
kann dann mit denen, die ihr Heim haben wollen, ver­
handeln, und er muß ihnen mehr Land geben können, 
wenn die Reflektanten es haben wollen. Aber von

Abb. 30. „In seinem Element!"

Stadt wegen Häuser mit einem Minimum von Garten­
größe bauen zu lassen, und sie dann den Leuten an- 
zubieten, das scheint mir nicht der beste Weg zu sein, 
pb man in der jetzigen Wohnungsnot die Häuser los 
wird, ist kein Beweis dafür, daß die Grundstücke die 
richtige Größe und auch sonstige Organisation haben. 
Heute in der furchtbaren Wohnungsnot nehmen die 
Leute schließlich jede Art von Wohnung, die ihnen 
geboten wird. Ich halte auch die Stadtverordneten 
und die Magistratsmitglieder nicht für die, die am 
besten über die beste Wohnung entscheiden können. Das 
können zweifellos zuletzt die am besten, die sie be­
wohnen sollen. Ich bedaure daher, daß die Inter­
essenten sich bisher so wenig darum kümmern. Be­
sonders die Frauen mühten mitgefragt werden, was 
sie haben wollen. Gibt man den Siedlungshäusern nur 
250 Quadratmeter Garten, dann ist z. B. eine Bleich­
fläche von vielleicht 30 bis 50 Quadratmetern kaum 
möglich, das ist dann schon zu viel Verlust von einem 
kleinen Garten. Es ist aber gerade für die Heran­
wachsenden Kinder von größtem Wert, wenn hinter 
dem Hause eine solche Bleiche angelegt werden kann. 
In Klein-Kühnau habe ich es erfahren, daß man dort 
sich schon wieder darauf einrichtet, ein Stück Haus zu 
vermieten, um das nötige Einkommen dafür zu be­
kommen, während man es viel angenehmer und besser 
hätte, -wenn dies Zuschußeinkommen durch einen 
größeren Garten verschafft wird.

Gestern morgen habe ich im Konsumvereinsladen in 
der Siedlung zahlreich versammelte Frauen gefragt, ob 
ihr Garten zu groß sei. Die Frage wurde zuerst als 
komisch empfunden, und als ich die Veranlassung der 
Frage bekannt gab, war ein schallendes Gelächter die 
Antwort. Aber auch Entrüstung machte sich laut. Eine 
Frau sagte: „Wir haben drei große Iungens, die 
können schon was bearbeiten."
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- Abb. 40 u. 41. Technik und Rhythmik verbürgen Wohlsein.
Abb. 38 auf der Titelseite zeigt die Gärten der Siedlung Hohe Lache, von denen wir in Nr. 2 der „S.-W." den Erundplan 
brachten. Bei Abb. 40 weisen wir aus die Regenanlage hin, die von Garten zu Garten wandert. Abb. 41 zeigt einen Abschnitt 
aus der Siedlung Klein-Kühnau. Die Grenzen sind durch freistehende Doppelspaliere ausgenutzt und räumlich betont.

Gartenfürsorge im August.
Tie Ernte kommt allmählich in vollen Gang. 

Frühkohlbeete können neu bestellt werden, nachdem 
sie nochmals kräftig gedüngt wurden. Neue Erd- 
beerbeete legen wir am besten auf abgeernteten 
Erbseu- oder Bohnenbeeten au. Es können noch 
gepflanzt werden: Kohlrabi, Grünkohl, Endivie, 
Salat. Auszusäen sind: Teltower Rübchen, 
Spinat, Speiserübchen. Wo keine Kulturen mehr 
gewünscht werden, können Anfang des Monats 
noch Lupinen zur Gründüngung ausgesät werden.

Alles Sommerobst ist, sofern es nicht vom 
Baume weg gegessen wird, kurz v o r der Reife zu 
pflücken. Es reift rasch nach nnd wird nicht so 
leicht schadhaft. In Frage kommen: Reineclauden, 
Mirabellen, Sommeräpfel, Frühbirnen. Alle mit 
Frucht behangenen Bäume sind immer wieder 
sorgfältig durchzusehen, ob die Zweige die Last 
auch tragen können.

Gurken sind sorgfältig zu wässern. Falls eine 
Nachdüngung erforderlich ist, verwendet man ver­
rotteten Kompost. Je dichter die Beete mit Blatt­
werk bestanden sind, desto seltener sind bittere 
Gurken. Bei allzu üppigem Wuchs ist jedoch Aus­
lichten von Vorteil. Man schneidet Triebe ohne 
Früchte aus, notfalls auch solche, die tragen, zwei 
Blätter über der letzten Gurke.

Am Wein sind die Geiztriebe auszuschneiden, 
sobald das Treiben etwas nachläßt. Ist der neue 
Trieb zu befürchten, fo lasse man eine Auge stehen, 
damit nicht die Hauptknospe, die nächstes Jahr 
Tragreben bezw. Ersatztriebe bilden soll, zu vor­
zeitigem Austrieb gereizt wird.

An den Obstspalieren können trotz bester Be­
handlung kahle Stellen oft nicht vermieden 
werden. Da ist jetzt die beste Zeit, durch Ein­
setzen von Augen — Okulieren — Abhilfe zu 
schaffen. Kranke Stellen an den Spalierästen 
können durch gesunde Zweige überbrückt werden, 

indem man sie und den alten Ast an gleich hoher 
Stelle anschneidet und beide verbindet. Falls 
Bleichsellerie und Porree sich kräftig genug ent­
wickelt haben, können sie angehäufelt werden, da­
mit die Stengel bleichen. Im andern Falle ist 
wie bisher mit kräftiger Düngung nachzuhelfen.

Am Spargel sind verkrüppelte Triebe auszu­
schneiden und zu vernichten. Sie beherbergen die 
berüchtigte Spargelfliege. An Stachelbeeren sind 
von Mehltau befallene Triebe herauszuschneiden 
und die Sträucher mit Solbar zu bespritzen. Auch 
gesunde Sträucher werden am besten an ihren ein­
jährigen Trieben, falls diese schon stark sind, etwas 
eingekürzt. Der Sommerschnitt der Spaliere ist, 
wenn nötig, erneut vorzunehmen. An allem Obst 
muß von nun an Stickstoffdüngung unterbleiben. 
Eine leicht lösliche Kali- und Phosphorsäure­
düngung dagegen kann die Bekömmlichkeit der Früchte 
erhöhen und das Ausreisen des Obstes fördern.

Im Blumengarten können von schönen Nelken 
Absenker gemacht werden. Man schneidet einzelne 
Triebe an einem Blattknoten etwas an und hakt 
sie an der Erde nieder, so daß die Stelle mit Erde 
bedeckt wird. Hier bilden sich neue Wurzeln, und 
die jungen Pflanzen können im nächsten Monat 
abgenommen werden. Rosen sind nach der Blüte 
zu hacken, zu düngen und kräftig zu wässern. Die 
abgeblühten Triebe sind stets bis auf gute Knospen 
zurückzuschneiden. Alle Stauden, die blühen oder 
noch blühen sollen, sind ständig kräftig zu wässern. 
Stiefmütterchen, Vergißmeinnicht sind noch aus­
zusäen oder zu verstopfen. Neu gepflanzt werden: 
Bartnelken, Landnelken, Stockrosen, Fingerhut, 
ferner zweijähriger Mohn. Topfpflanzen sind 
öfter flüssig zu düngen. M. Schemmel.

Schrift! ei tu ng: Max Schemmel, Gartenarchitekt, 
Breslau, Sternstrabe 40.



Ra-Hacken 
Sämaschinen 

Wassis Han-pslüge 
Gartenschläuche 
Regenanlagen

Gattensürsorge Worpswede Gartensursorge Sreslau, Sterm. 40

SoSenproüuktive Abfallverwertung -urch üas 
mechanische Trockenklosett .Metroclo", neu 
vervollkommnet! Sieölerschule WorpsweSe 
bei Sremen. Vertriebs-Abteilung für Sen 
Osten: Zweigstelle Gartenfürsorge Sreslau, 

Sternstraße 40.

Seit üem Jahre 1859 
stets zuverlässiger Lieferant 

aller Saumschulpflanzen

ReinholdSehnsch
öaumschulen

Srockau bei Sreslau 
flusführlicher hauptkaialog 142b 

auf Verlangen kostenfrei

Sambus-
Tonkinstäbe

Eüelraffia > kokos- 
ftricke Aierkorkholz 

Sirkenrinüe
Billigstes Angebot 

umgehend
Carl pfützner 
Import « GberbiU- 
wärüer9» Sergeüorf

Gartenberolung« Entwurf« flnlage 
rechn. Selieferung. Pflanzen 

Mistbeetfenster - Dünger«Torfmull 
Gewächskäu!er«Maschinen«Lauben
Sieülerschule WorpsweSe 

bei Sremen
Nieüerschles.Gartenfürsorge

Sreslau « Sternstraße 40

Der Sauer wirft Sen Dünger unS Sen MbfaU auf 
üen Mist,

Der Siedler auf den Komposthaufen, was beides 
unhpgienisch ist.

Luft und Untergrund, Sakterien und Mikroben
Haben bald üen Saft und die Nährstoffe draus ge­

stohlen,
Was für die Pflanze übrig bleibt ist nicht die Rede —
Reichtum kommt aus Mist und Kompost nur im

Silo von Worpsweöe!

Gartensursorge Worpsweöe r» Gartensürsorge Sreslau
Eternstraße 40

druck: Groß, varth L Lomp. tw. Zrieörich, Srcstau 1, Hrrrrnstraße rs





Raport dostępności





		Nazwa pliku: 

		8318.pdf









		Autor raportu: 

		



		Organizacja: 

		







[Wprowadź informacje osobiste oraz dotyczące organizacji w oknie dialogowym Preferencje > Tożsamość.]



Podsumowanie



Sprawdzanie napotkało na problemy, które mogą uniemożliwić pełne wyświetlanie dokumentu.





		Wymaga sprawdzenia ręcznego: 2



		Zatwierdzono ręcznie: 0



		Odrzucono ręcznie: 0



		Pominięto: 1



		Zatwierdzono: 28



		Niepowodzenie: 1







Raport szczegółowy





		Dokument





		Nazwa reguły		Status		Opis



		Flaga przyzwolenia dostępności		Zatwierdzono		Należy ustawić flagę przyzwolenia dostępności



		PDF zawierający wyłącznie obrazy		Zatwierdzono		Dokument nie jest plikiem PDF zawierającym wyłącznie obrazy



		Oznakowany PDF		Zatwierdzono		Dokument jest oznakowanym plikiem PDF



		Logiczna kolejność odczytu		Wymaga sprawdzenia ręcznego		Struktura dokumentu zapewnia logiczną kolejność odczytu



		Język główny		Zatwierdzono		Język tekstu jest określony



		Tytuł		Zatwierdzono		Tytuł dokumentu jest wyświetlany na pasku tytułowym



		Zakładki		Niepowodzenie		W dużych dokumentach znajdują się zakładki



		Kontrast kolorów		Wymaga sprawdzenia ręcznego		Dokument ma odpowiedni kontrast kolorów



		Zawartość strony





		Nazwa reguły		Status		Opis



		Oznakowana zawartość		Zatwierdzono		Cała zawartość stron jest oznakowana



		Oznakowane adnotacje		Zatwierdzono		Wszystkie adnotacje są oznakowane



		Kolejność tabulatorów		Zatwierdzono		Kolejność tabulatorów jest zgodna z kolejnością struktury



		Kodowanie znaków		Zatwierdzono		Dostarczone jest niezawodne kodowanie znaku



		Oznakowane multimedia		Zatwierdzono		Wszystkie obiekty multimedialne są oznakowane



		Miganie ekranu		Zatwierdzono		Strona nie spowoduje migania ekranu



		Skrypty		Zatwierdzono		Brak niedostępnych skryptów



		Odpowiedzi czasowe		Zatwierdzono		Strona nie wymaga odpowiedzi czasowych



		Łącza nawigacyjne		Zatwierdzono		Łącza nawigacji nie powtarzają się



		Formularze





		Nazwa reguły		Status		Opis



		Oznakowane pola formularza		Zatwierdzono		Wszystkie pola formularza są oznakowane



		Opisy pól		Zatwierdzono		Wszystkie pola formularza mają opis



		Tekst zastępczy





		Nazwa reguły		Status		Opis



		Tekst zastępczy ilustracji		Zatwierdzono		Ilustracje wymagają tekstu zastępczego



		Zagnieżdżony tekst zastępczy		Zatwierdzono		Tekst zastępczy, który nigdy nie będzie odczytany



		Powiązane z zawartością		Zatwierdzono		Tekst zastępczy musi być powiązany z zawartością



		Ukrywa adnotacje		Zatwierdzono		Tekst zastępczy nie powinien ukrywać adnotacji



		Tekst zastępczy pozostałych elementów		Zatwierdzono		Pozostałe elementy, dla których wymagany jest tekst zastępczy



		Tabele





		Nazwa reguły		Status		Opis



		Wiersze		Zatwierdzono		TR musi być elementem potomnym Table, THead, TBody lub TFoot



		TH i TD		Zatwierdzono		TH i TD muszą być elementami potomnymi TR



		Nagłówki		Zatwierdzono		Tabele powinny mieć nagłówki



		Regularność		Zatwierdzono		Tabele muszą zawierać taką samą liczbę kolumn w każdym wierszu oraz wierszy w każdej kolumnie



		Podsumowanie		Pominięto		Tabele muszą mieć podsumowanie



		Listy





		Nazwa reguły		Status		Opis



		Elementy listy		Zatwierdzono		LI musi być elementem potomnym L



		Lbl i LBody		Zatwierdzono		Lbl i LBody muszą być elementami potomnymi LI



		Nagłówki





		Nazwa reguły		Status		Opis



		Właściwe zagnieżdżenie		Zatwierdzono		Właściwe zagnieżdżenie










Powrót w górę

